
Während sich die Regie-
rung im Blitzlicht ihrer 
Pressekonferenzen sonnt 
und sich für ihre Coro-
na-Krisenpolitik selbst 
feiert, pfeift das Gesund-
heitssystem aus dem letz-
ten Loch. 

Alleine um die aktuelle 
Qualität von Versorgung 
sicherzustellen, wären 
Milliarden-Investitionen 
nötig. Dass es (noch) nicht 
zu einem Kollaps wie in 
Italien oder den USA ge-
kommen ist, liegt nur da-
ran, dass das Kaputtspa-
ren hier noch nicht so 
weit fortgeschritten ist. 
Doch die Richtung ist 
die gleiche. Das Gesund-
heitssystem in Österreich 

läuft schon seit Jahren nur 
mehr auf Kosten der Ge-
sundheit der Beschäftig-
ten und der Patient*innen.
Die Personaldecke wird 
jährlich geringer und 
die Aufgabenlisten im-
mer länger. Gleichzeitig 
wächst der private Ge-

sundheitsmarkt rasant: 
Zum Einen schaffen sich 
die Reichen ihr eigenes, 
paralleles System, zum 
Anderen müssen auch 
normale Patient*innen 
immer öfter Leistun-
gen privat finanzieren. 
In dieser Situation - und 

noch während die Coro-
na-Krise in vielen Län-
dern zahlreiche Men-
schenleben fordert - 
kommen aus der ÖVP 
Vorschläge für weitere 
Kürzungen im Gesund-
heitssystem, wie seitens 
der Ex-Gesundheitsmi-

nisterin Rauch-Kallat. Ob 
öffentlich angekündigt 
oder wie so oft im Stillen: 
Wir werden mehr solcher 
Vorstöße erleben. Alle 
etablierten Parteien, egal 
ob in Bundes- oder Lan-
desregierung werden die-
se Angriffe mittragen. Wir 
steuern auf eine der größ-
ten Wirtschaftskrisen der 
Geschichte zu. 

Schon jetzt wurden un-
vorstellbare Summen in 
Rettungspakete für Kon-
zerne investiert, gleich-

zeitig gehen Steuerein-
nahmen zurück. Bür-
gerliche Regierungen 
greifen da immer auf 
die gleichen Mittel zu-
rück: Kürzungen bei 
uns, den Arbeiter*innen, 
Pensionist*innen und Ju-
gendlichen. Der Sozial- 
und Gesundheitsbereich 
ist dabei schon fast tra-
ditionell eines der ersten 
Angriffsziele, das wird 
dieses mal nicht anders 
sein. Die SLP wird nicht 
darauf warten: Wir gehen 
in die Offensive, nicht 
nur um die Verschlech-
terungen zu verhindern, 
sondern auch, um Fort-
schritte zu erkämpfen

Till Ruster

 
 Die SLP fordert:
FF Milliarden für Gesund-
heit und Soziales, die 
Reichen sollen zahlen!

FFAusgelagerte 
Bereiche zurück in 
öffentliche Hand!

FF Geplante Produktion 
im Gesundheitsbereich 
unter Verwaltung 
der Beschäftigten 
und Betroffenen!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion der ISA): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Dasselbe in Grün
An der Regierung unterwerfen sich die Grünen 
nicht nur der Politik der ÖVP, sie treiben sie 
auch aktiv voran. Kürzungspolitik, Rassis-
mus und autoritären Umbau gibt es jetzt also 
auch auf Bundesebene in Grün, nachdem die 
Grünen auf Landesebene schon lange bewie-
sen haben, dass sie dieselbe Politik wie alle 
machen.                		                   Seite  2 

USA: Mieten-Massenstreik
Die USA wurden besonders schwer von der Krise 
getroffen. Millionen haben ihre Jobs verloren und 
können keine Miete mehr zahlen. Diese Not ver-
wandeln nun viele in eine Waffe: Sie organisieren 
sich und bestreiken die Miete. Sozialist*innen von 
Socialist Alternative (ISA USA) spielen dabei eine 
führende Rolle und berichten von der sich entwi-
ckelnden Bewegung.		                   Seite   12

Schwerpunkt
Die schwerste Wirtschafts-
krise seit 1929 ist da – aus-
gelöst und verstärkt, aber 
nicht verursacht, von Co-
rona. Sie ist das Resultat 
der Grundwidersprüche 
des Kapitalismus.          
	                                Seiten 7-10

Für ein ausfinanziertes 
Gesundheitssystem im Interesse von 
Beschäftigten und Patient*innen.
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Geld für Gesundheit 
statt Profit für Reiche!
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Von Sonja Grusch� Die EU han-
telt sich von Krise zu Krise. Sie 
wird auch die aktuelle über-
stehen – und gleichzeitig auch 
nicht. Auf Dauer konnte das 
Projekt EU nicht funktionie-
ren, weil es die Regierungen 
jedes Landes daran hindert, 

im Krisenfall das Optimum für den eigenen Wirt-
schaftsstandort zu tun (Stichwort: Abwertung, Sub-
ventionen, Steuergeschenke, Zerschlagung von Um-
welt- und Arbeitsstandards). Diese Widersprüche 
waren immer da, konnten aber im Zaum gehalten 
werden, solange das “gemeinsame” Interesse größer 
war. Doch nun stehen wir am Beginn einer drama-
tischen Wirtschaftskrise. Die Widersprüche werden 
schlagend. Daran ändern Konferenzen, Deals und 
Maßnahmenpakete nichts Grundlegendes. Die EU ist 
ein Minenfeld: Hilfszahlungen oder Kredite? Mit oder 
ohne Bedingungen? Und wo soll das Geld dafür her-
kommen? Wer hat in der Re-Industrialisierung die 

Nase vorne? Anlehnen an China, Russland oder doch 
die USA? Wie stark soll der Euro sein?

Die verkündeten EU-Maßnahmen sind v.a. eine 
Kombination von neuen Mascherln auf alten Töp-
fen und neuen Krediten, die dann aber auch zu-
rückgezahlt werden müssen. Und viel ist noch of-
fen – muss also noch verhandelt werden. Und da wer-
den die Konflikte zunehmen. Nein, die EU wird da-
ran nicht sofort zerbrechen. Aber der Riss zwischen 
in der bisherigen Achse Deutschland-Frankreich ist 
trotz jüngstem Pakt zwischen Marcron und Merkel 
nur schwer zu übersehen. In der zweiten Jahreshälf-
te wird Deutschland der EU vorstehen, dazu kommt 
Kommisionspräsidentin Von der Leyen – der Euro-
päischen Zentralbank aber steht eine Französin vor. 
Viel weiterer Sprengstoff liegt in dieser Konstellati-
on. Denn bürgerliche Politiker*innen und Regierun-
gen haben eine zentrale Aufgabe: das beste für “ihr” 
Kapital rauszuholen. Gegen die Arbeiter*innenklasse 
sowieso, und notfalls auch gegen das Kapital anderer 
Staaten. Die Spiele sind eröffnet…

Koglers Kuhhandel „Tau-
sche Rassismus gegen 
Klima“ ist nicht nur ult-
ra-zynisch, sondern auch 
gelogen. Denn der Klima-
Teil im Regierungspro-
gramm besteht zum gro-
ßen Teil aus unkonkre-
ten Willensbekundungen, 
aufgeschobenen Agenden 
wie die der „ökosozialen 
Steuerreform“ (geplant 
2022) und aus Zielen, die 
viel radikalere Schrit-
te benötigen würden. Bei 
den meisten Vorhaben ist 
völlig unklar, wie sie fi-

nanziert werden sollen. 
Generell setzt das Kon-
zept darauf, mit Steuer-
geld Geschenke an Un-
ternehmen zu verteilen, 
die sich einen grünen An-
strich geben. Die Ausei-
nandersetzung mit den 
großen umweltzerstö-
renden Konzernen bleibt 
völlig aus, dafür wird al-
les „dem Markt“ überlas-
sen. Wie viele Krisen sind 
noch nötig, um klar zu 
machen, dass „der Markt“ 
nicht die Lösung, sondern 
das Problem ist?

Weder Klimaschutz 
noch Antirassismus

Die Grünen im Amt -
Verwalten statt Umbauen

Von Totgesagten,
Stehaufmännchen
und Zombies
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Seit 2003 beweisen die 
Grünen in zahlreichen 
Koalitionen auf Landes-
ebene (vor allem mit der 
ÖVP), dass sie bereit sind, 
mit neoliberaler Logik 
das System mitzuverwal-
ten. 12 Jahre lang regier-
te Anschober gemein-
sam mit Pühringer (ÖVP) 
in Oberösterreich. Neben 
dem größten Sparpaket 
im Krankenhauswesen 
in der 2. Republik mit der 
Streichung von fast 800 
Betten trugen die Grünen 
auch Kürzungen im Sozi-

albereich mit. Eine ähn-
liche Spitalsreform setzte 
auch die rot-grüne Stadt-
regierung in Wien um. Seit 
2013/2014 sind die Grü-
nen auch in Kärnten, Tirol, 
Vorarlberg und Salzburg 
in Landesregierungen. In 
Tirol kürzte LH-Stellver-
treterin Felipe (Grüne) 
die Mindestsicherung. In 
Kärnten ließ die Koaliti-
on aus SPÖ, ÖVP und Grü-
nen die Bevölkerung für 
das Hypo-Desaster zahlen, 
inklusive Kürzungen im 
öffentlichen Sektor.

„There is no alternative“, 
ein Satz der Galionsfigur 
des Neoliberalismus Mar-
gret Thatcher hat am letz-
ten Bundeskongress der 

Grünen eine absurde Re-
naissance gefunden. 93 % 
stimmten für das türkis-
grüne Koalitionsüberein-
kommen und bewiesen da-
mit, wie sehr diese Partei als 
gesamtes bereit ist, den Ka-
pitalismus mitzuverwalten 
und wie wenig Perspekti-
ven für echte Veränderung 
sie hat. Die Grünen - eine 
Alternative zu Rassismus, 

Klimazerstörung und So-
zialabbau? Fehlanzeige! Mit 
dem Regierungsprogramm 
stimmten die Grünen dem 
rassistischen Programm 

von Kurz sowie seiner Kür-
zungsagenda vollinhaltlich 
zu. Ein halbes Jahr Regie-
rungsarbeit und drei Mona-
te Corona-Krise bestätigten 
das: Die Grünen beugen sich 
nicht nur widerspruchslos 
der ÖVP, sondern auch der 
kapitalistischen Logik.

Als im Sozialbereich ei-
ne Streikbewegung für ech-
te Arbeitszeitverkürzung 

kämpfte, fiel ihr der grüne 
Sozialminister Anschober 
mit der Idee einer stufen-
weisen „leichten“ Reduzie-
rung in den Rücken, wel-
che die Bosse gerne aufnah-
men. Viele Aktivist*innen 
fühlen sich jetzt zu recht 
verraten. Milliarden-Ge-
schenke für Konzerne wa-
ren schon vor Corona ge-
plant, während der Spar-
kurs im Gesundheitssystem 
munter weitergeht. Beim 
Abbau von demokratischen 
Rechten in der Corona-Kri-
se widersprachen die Grü-
nen nicht nur nicht, sie er-
wiesen sich teilweise als 
dessen Vorkämpfer*innen. 
Die Grünen bremsen den 
autoritären Umbau nicht, 
sondern stellen sich als 
Steigbügelhalter*innen für 
neoliberale und rassistische 
Politik zur Verfügung.

Jan Millonig

An der Regierung tragen die Grünen
Rassismus, Kürzungen und 
autoritären Umbau mit – 
das Klima muss warten.

Dasselbe in Grün
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Bei vielen Beschäftigten 
kam das als blanke Ver-
höhnung an. Genau die, 
die da das Loblied gesun-
gen haben, sind für die 

Einsparungen und extra 
Belastungen der letzten 
Jahre verantwortlich. 
Die Kürzungen bei der 
AUVA durch Schwarz-
Blau, Spitalschließungen 
mit grüner Regierungs-
beteiligung in den Län-
dern, Verschlechterun-
gen bei der Arbeitszeit... 
Die Regierungsparteien 
sind der Feind der „Co-
rona-Held*innen“ in den 
Spitälern, das lässt sich 
durch noch so viel Lob 
nicht ändert. Denn es 

mangelt am Nötigsten: 
Professionelle Schutz-
ausrüstung ist bis heu-
te nicht genug vorhan-
den. Beschäftigte in den 

Spitälern mussten zum 
Teil ihre Einweg-Mas-
ken zu Dienstschluss in 
den Spind geben, um sie 
die ganze Woche weiter 
zu tragen. Wegen solcher 
„Sparsamkeit“ liegt die 
Corona-Todesrate un-
ter Gesundheitsbeschäf-
tigen weltweit so hoch. 
Corona hat den Schein-
werfer auf die Proble-
me im Gesundheitssys-
tem gerichtet, die es aber 
schon seit Jahrzehnten 
gibt.

Was es wirklich braucht, 
ist schlicht mehr Geld. 
Der Mangel bei den Pfle-
gekräften hängt direkt 
mit der schlechten Be-

zahlung und den miesen 
Arbeitszeiten zusam-
men. 

In den letzten Jahren 
gab es viele Proteste ge-
gen diese Missstände, 
z.B. rund um den Wiener 
KAV. Auch Ärzt*innen 
waren auf der Straße, um 
für bessere Arbeitsbe-
dingungen zu kämpfen. 
Dieser Kampf geht uns 
alle sehr direkt an: Lan-
ge Wartezeiten auf OPs, 
Rehaplätze oder Unter-
suchungen sind eine Fol-

ge der Sparpolitik der 
letzten Jahrzehnte. 

Die öffentliche Hand hat 
nicht genug investiert 
und gleichzeitig den ge-
setzlichen Rahmen ge-
schaffen, um immer 
mehr Leistungen auszu-
lagern und schleichend 
zu privatisieren. Längst 
ist es nicht mehr nur die 
Pharmaindustrie, die im 
Gesundheitssystem gi-
gantische Profite macht. 
Mehr Geld vom Staat al-
leine wird das Problem 
also auch nicht lösen: Es 
braucht einen vernünfti-
gen Plan, erarbeitet und 
umgesetzt von den wah-
ren Expert*innen, den 
Beschäftigten im Ge-
sundheitssystem und 
Patient*innenverbänden.	

Till Ruster

Die Corona-Krise bestä-
tigt, worum es der ext-
remen Rechten mit ih-
rem Gerede von „Volk“ 
und „natürlichen Ge-
setzen“ eigentlich geht. 
Dabei haben es die-
se Ideolog*innen gerade 
mit den Naturwissen-
schaften nicht so. Dar-
win legte 1859 mit der 
Veröffentlichung von 
„Über die Entstehung 
der Arten“ den Grund-
stein der Evolutionsbio-
logie. Dem folgten über 
160 Jahre Forschung be-
züglich der Entwick-
lung von Leben und Le-
bensformen sowie der 
Wechselwirkungen von 
Evolutionsfaktoren und 
Umwelt. Nirgendwo geht 
es darum, dass ein Löwe 
ins Fitnessstudio geht, 
um stärker zu werden. 
Nirgendwo liest man, 
dass man nach den „Ge-
setzen der Natur“ einen 
verletzten oder verletz-
lichen Menschen liegen 
lassen sollte, weil er/sie 
schwach sei. Nirgend-
wo gibt es eine wissen-
schaftliche Substanz für 
„sozialdarwinistischen“ 
Rassismus-Müll.

Der republikanische 
Vizegouverneur von Te-
xas, Dan Patrick, ge-
winnt wohl den Idiotie-
Preis für Sozialdarwi-
nismus: "Es gibt wich-
tigeres als Leben.". In 
Deutschland sorgt sich 
die AfD ebenso um das 
„Wiederhochfahren un-
serer Wirtschaft“ wie 
hierzulande die FPÖ. 
Wessen Wirtschaft? 
Könnte es sein, dass das 
ganze Geschwafel von 
„Volk“ und „dem Stär-
keren“ nur den kapita-
listischen Profiten die-
nen soll?

Die „Herde“, um die 
es beim epidemiologi-
schen Begriff der Her-
denimmunität geht, ist 
übrigens die Weltbevöl-
kerung. Jeder nationa-
listische Ansatz eines 
Krisenmanagements ist 
von vornherein unge-
nügend. Internationa-
lismus und Anti-Rassis-
mus sind in Verbindung 
mit der Überwindung 
des Profitsystems Kapi-
talismus die Problem-
löser.

 Franz Neuhold

Der rechte Rand

Mehr Personal im Spital! 
Während Corona geht es 
viel um (Intensiv-) Bet-
tenanzahl, und ob diese 
ausreicht. Ein Bett ohne 
Pflegepersonal ist aber 
natürlich wertlos. 

Daran mangelt es aber 
schon im „Normalmo-
dus“. 20% mehr Personal 
in der Pflege fordert etwa 
die Gewerkschaft Youni-
on, um die ärgsten Lü-
cken zu stopfen. Die Ar-
beit ist extrem belastend. 
Lange Schichten und 
Einspringen sind an der 

Tagesordnung. Auch das 
macht den Gesundheits-
bereich zu einer Burn-
out-Branche. 

Es braucht also deut-
lich mehr als diese 20%, 
denn eine Arbeitszeit-
verkürzung mit ent-
sprechendem Personal-
ausgleich ist überfällig! 
Mehr Lohn und bessere 
Arbeitszeiten: So wird 
auch der Beruf wie-
der attraktiver für Jun-
ge und er lässt sich tat-
sächlich bis zur Pension 
ausüben.

Keine Kosten für die 
Patient*innen! Tagespau-
schale im Spital, Rezeptge-
bühren... Gesundheit kostet 
viel, viel Geld. 16% der Be-
völkerung leiden z.B. unter 
Heuschnupfen, alle Medika-
mente dagegen sind selber 
zu bezahlen. Die Versiche-
rungsbeiträge zahlen nicht 
die Arbeitgeber*innen. Das 
sind Anteile unserer Löhne, 
die wir erarbeiten. Alle Ge-
sundheitskosten müssen von 
der Kasse übernommen wer-
den, ohne steigende Beiträge 
für Beschäftigte!

Keine Profite mit Krankheit! 
16,5% der Bruttowert-
schöpfung in Österreich 
erfolgt in der Gesund-
heitsbranche. Milliarden-
summen fließen in Divi-
denden und private Ta-
schen. Gesundheit ist so 
zentral wie die Wasser-
versorgung: Sie darf auf 
keinen Fall Profitzwängen 
unterworfen sein! Im Ge-
genteil: Die Kosten für ei-
ne wirklich gute Versor-
gung müssen wir über die 
Vermögen der Reichen fi-
nanzieren!

Was es wirklich braucht

Das Lob der  „Corona-Held*innen“ wurde bei der 
Regierung zur Begrüßungsformel bei Medienterminen. 

Mehr Geld statt nur Applaus!Dasselbe in Grün
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Weil es keinerlei arbeitsrecht-
lichen Schutz, sondern le-
diglich die Corona-Guideli-

nes und die Fürsorgepflicht 
gibt, werden immer mehr 
Beschäftigte zurück an ih-
re Arbeitsplätze gezwun-
gen – oder mussten sowieso 
die letzten Wochen immer 
zur Arbeit gehen. Gerade 
jetzt ist es wichtig, gegen 
Angriffe und für Verbes-
serungen zu kämpfen (sie-
he links) – doch wie, ohne 
Kolleg*innen zu gefährden?  

Hier können internationale 
Beispiele (siehe unten) hel-
fen. So sind Straßenprotes-

te eine Möglichkeit, Men-
schen über den eigenen 
Kampf zu informieren und 
sie können in Kombination 
mit Sozialen Medien zu gro-
ßer Solidarisierung führen 
– Kundgebungen & Demos 
gehen auch Corona-sicher 
– mit Sicherheitsabstand, 
Masken & Co. Über Grup-
pen in sozialen Medien las-
sen sich Aktionen planen, 

weitere Schritte diskutieren 
und Solidaritäts-Aktionen 
koordinieren. Auch Streiks 
können mit möglichst ge-
ringer Ansteckungsgefahr 
organisiert werden: Zu Be-
ginn der Corona-Krise be-
teiligten sich Tausende an 
– teils wilden – Streiks ge-
gen verantwortungslo-
se Chef*innen, für Schutz-
ausrüstung und ähnliches 
– und halfen damit sogar, 
die Ausbreitung einzudäm-
men. Nicht nur, da die An-
steckungsgefahr im Freien 
niedriger und Social-Dis-
tancing einfacher ist als in 
Fabriken oder Büros, son-
dern auch, weil oft erst so 
Schutzmaßnahmen er-
kämpft werden konnten.

Moritz Bauer

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Arbeitskämpfe während
Corona?

Mitte April kündigte 
die  bekannte Kaufhaus-
kette Debenhams wäh-
rend des Lockdown 1.200 
Arbeiter*innen, und das  
kurz nachdem es geheißen 
hatte, alle Jobs seien si-
cher. Die Kolleg*innen or-
ganisierten daraufhin mit 
Unterstützung der Socia-
list Party (ISA Irland) Pro-
teste, konnten so in den 
(Sozialen) Medien auf sich 
aufmerksam machen und 
eine Welle der Solidarität 
auslösen. Unsere zentra-
le Forderung: Debenhams 
vergesellschaften!

5.000 Beschäftigte im bas-
kischen Mercedes-Werk 
und Arbeiter*innen in 
verschiedenen Fabriken 
in Italien, in Logistikzent-
ren und im Hafen von Ge-
nua, sowie Arbeiter*innen 
in einem belgischen Au-
di-Werk streikten Mitte 
März angesichts von Co-
rona für ihr Recht auf Ge-
sundheit. Dieses mussten 
sie gegen den Willen der 
Konzern-Bosse durchset-
zen, denn die wollten die 
Produktion weiterlau-
fen lassen. In der Zeitung 
des italienischen Unter-

nehmensverbands Conf-
industria meinte etwa ei-
ne Kommentatorin: „Die 
P ro du k t ion s u nte rbre-
chung wäre ein schlimmer 
Fehler, das würde unseren 
Tod bedeuten. [...]“, ganz 
nach dem kapitalistischen 
Mantra, wie es Marx for-
mulierte: „akkumuliere 
oder stirb“. Auch in Ös-
terreich streikten am 18. 
März 200 Arbeiter*innen 
in einer Fabrik nahe Linz 
für zwei Stunden gegen 
das „unverantwortliche 
Verhalten der Firmenlei-
tung“. 

In Russland gründeten 
Aktivist*innen der Sot-
sialisticheskaya Alter-
nativa (ISA Russland) ei-
ne „Virus-Gewerkschaft“, 
nachdem immer mehr 
Arbeitgeber*innen trotz 
Corona keinerlei Schutz-
maßnahmen umsetzten. 
Über ein Social-Media-
Formular wurden sie bin-
nen weniger Tage mit hun-
derten Anfragen überhäuft 

- von Arbeiter*innen, die 
ohne MNS-Maske, Hand-
schuhe, etc. arbeiten muss-
ten, deren Gehalt im Home-
Office gekürzt wurde oder 

die illegal gekündigt wur-
den. Neben der Unterstüt-
zung bei rechtlichen Fra-
gen, konnten sie über öf-
fentlichen Druck bei meh-
reren Unternehmen die 
Bereitstellung von Schutz-
ausrüstung erreichen. Die 
Virus-Gewerkschaft un-
terstützt aktiv Kolleg*innen 
bei Streiks und in Ausein-
andersetzungen. Ein wei-
terer Fokus liegt darauf, 
Kolleg*innen zu vernetzen, 
um gemeinsame Aktionen 
zu organisieren und da-
mit Verbesserungen zu er-
kämpfen.

Angesichts von Corna ist es wichtig,
zu kämpfen – aber wie, ohne 
Kolleg*innen in Gefahr zu bringen?

Bosse sind keine 
Corona-Hawara
Österreichs Gewerkschaf-
ten haben ein massives De-
mokratiedefizit. Die Mit-
gliedschaft wird bei wich-
tigen Entscheidungen nicht 
um ihre Meinung gefragt. 
Stattdessen biedern sich 
die Funktionär*innen bei 
Regierung und Bossen an, 
üben den nationalen Schul-
terschluss. Das liegt in der 
DNA des ÖGB und seiner 
Einzelgewerkschaften. Seit 
Ende des zweiten Welt-
kriegs sieht man sich als 
Verhandlungs-, nicht als 
Kampforganisation. 

Doch das wird zuneh-
mend schwierig, be-
ziehungsweise unmög-
lich. Der Spielraum, über 
Verhandlungen Brot-
krumen vom Tisch der 
Unternehmer*innen ab-
zubekommen, ist in den 
letzten Jahrzehnten immer 
kleiner geworden. Nach der 
nie ganz überwundenen 
Krise 2008 droht jetzt eine 
neue Weltwirtschaftskrise.

Das Handeln der Ge-
werkshaften in der Coro-
nakrise ist widersprüch-
lich. Einerseits werden der 
Corona-Tausender und ei-
ne Millionärssteuer gefor-
dert. Andererseits setzt 
man ohne Not einen Drei-
jahresabschluss im privaten 
Pflege- und Sozialbereich 
durch, welcher keine der 
Forderungen, insbesonde-
re die 35-Stundenwoche, 
erfüllt. Angesichts der über 
600.000 Arbeitslosen for-
dern die Gewerkschaften 
einerseits richtigerweise 
die Erhöhung des Arbeits-

losengeldes, ohne jedoch 
andererseits um den Erhalt 
der von Einsparungen be-
troffenen Jobs zu kämpfen, 
zum Beispiel bei der APA.

Es ist gut, wenn Ge-
werkschaften Forderungen 
aufstellen, auch wenn sie 
längst nicht weitreichend 
genug sind. Das ist auf je-
den Fall besser als die ers-
ten Wochen nach Beginn 
der Corona-Epidemie, als 
die Gewerkschaften völ-
lig unkritisch mit den Un-
ternehmerverbänden zu-
sammenarbeiteten. Jetzt 
wächst der Druck in Be-
trieben und der Mitglied-
schaft. Also werden wieder 
Forderungen aufgestellt. 

Doch Forderungen allei-
ne reichen nicht. Sie müs-
sen im Betrieb und auf der 
Straße durchgesetzt wer-
den. Dafür braucht es eine 
Kampfstrategie. Vergan-
gene Erfahrungen lassen 
kaum Vertrauen aufkom-
men: Beim 12-Stundentag 
der schwarz/blauen Regie-
rung mobilisierte der ÖGB 
erst zu Massendemos – und 
gab dann einfach auf! 

Das darf sich mit Corona 
nicht wiederholen. Dafür 
braucht es die Wachsam-
keit und Selbstorganisati-
on der Kolleg*innen in den 
Betrieben. Sie müssen die 
Kontrolle über ihre eige-
nen Arbeitskämpfe haben. 
Demokratische Gewerk-
schaften müssen von un-
ten durchgesetzt werden. 
Denn Bosse sind keine Co-
rona-Hawara.

Christian Bunke

R Irland R Streiken rettet Leben!

U Streik bei Gericht

Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft

R Die Virus-Gewerkschaft
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Die meisten Künstler*innen 
verdienen aus ihrer künst-
lerischen Tätigkeit weniger 
als 10.000€ pro Jahr, wäh-
rend wenige „Stars“ ein viel-

faches im Monat bekommen. 
Kleine Theater kämpfen ums 
Überleben. Subventionen 
wurden seit 10 Jahren nicht 
mehr an die Inflation ange-
passt, was bedeutet, dass we-
niger Stücke produziert wer-
den können. Der Bund fühlt 
sich nicht zuständig, Thea-
ter zu erhalten, oft können 
diese nicht renoviert oder 
technisch überholt werden. 
Schon vor Corona hat sich in 

Wien der PAKT formiert, der 
aus 15 Klein,- und Mittel-
bühnen besteht. Sie fordern 
mehr Geld für die „kleinen 
Kulturhäuser“ und ein Ende 

neoliberaler Denkmuster so-
wie gendergerechte Kultur. 

Viele Künstler*innen ar-
beiten auf Honorarnotenba-
sis, ohne Anstellung und oft 
ohne Anspruch auf Arbeits-
losengeld. Viele haben nicht 
einmal Anspruch auf Karenz! 
Dazu kommen noch Kne-
belverträge: Das Burgthea-
ter lässt sich ein Bühnenbild 
350.000 Euro kosten, spart 
dann aber beim Chor. 300€ 

Abendgage klingt zwar nicht 
schlecht, sind jedoch bei 3 
Vorstellungen im Monat, 
während die Choristen nir-
gendwo anders arbeiten dür-
fen, ein Hungerlohn.

Seit Corona ist die Realität 
vieler Künstler*innen noch 
schlimmer geworden: Die 
Kulturbranche hat nur im 
März 4,5 Millionen Euro ver-
loren. Viele Künstler*innen 
verlieren ihre komplette Le-
bensgrundlage: Kein Kultur-
betrieb – kein Geld.

Nun schnürt die Regierung 
Milliardenpakete für Groß-
konzerne, aber die Kultur-
szene bleibt auf der Strecke. 
Das wird sich auch unter 
der neuen Staatssekretä-
rin nicht groß ändern, ist es 
doch Regierungslinie.

Und wo bleibt die Ge-
werkschaft? Natürlich ist es 

schwierig, sich hier zu or-
ganisieren, weil nur weni-
ge Theater ein fixes Ensemble 
haben. Es braucht deswegen 
kämpferische gewerkschaft-
liche Strukturen, die unab-
hängig von der Kulturwerk-
stätte agieren können und 
der demokratischen Kont-
rolle aller Mitglieder unter-
stehen.

V.a. junge Künstler*innen 
müssen gefördert werden. 
Gerade hier gibt es Potenti-
al für Neues und Kritisches. 
Dafür jedoch bekommen sie 
kaum oder gar keine Förde-
rung. Statt Luxusgagen für 
wenige braucht es ein lebens-
wertes Einkommen für alle. 
Doch gerade an großen Häu-
sern sind die Einkommens-
unterschiede enorm.

Aber die Kulturszene 
wehrt sich: Am 1. Mai gin-
gen 1.000 Künstler*innen auf 

die Straße. Ihre Forderungen 
zeigen von einer Bewusst-
seinsentwicklung:  Sie for-
dern u.a. eine schnelle, un-
bürokratische Hilfe für alle 
in Österreich lebenden und 
arbeitenden Menschen sowie 
die Senkung der Spitzenge-
hälter der Manager*innen.

Als Teil der allgemei-
nen Politisierung findet die-
se auch in der Kulturszene 
statt: In den 70er Jahren gab 
es Protestbewegungen für 
die Entstehung von Klein- 
und Mittelbühnen, auch in 
der Frauenbewegung waren 
Künstler*innen aktiv. Nun 
regt sich erneut Widerstand, 
antikapitalistische Forde-
rungen finden hohen An-
klang. Wir laden bei den Pro-
testen auch zur Vernetzung 
mit anderen Bereichen, wie 
dem Sozialbereich, ein.

Christine Franz

Geld für Kunst statt für Konzerne!

 Kunst ist die sprichwörtliche Butter
am Brot und ist auch und gerade
in Corona-Zeiten wichtig 

Die Corona-Krise zwang 
Christian Seifert, Chef der 

„Deutschen Fußball Li-
ga“ (der Zusammenschlus-
ses der deutschen Profiver-
eine) zur Selbsterkennt-
nis. In einer Pressekonfe-
renz meinte er: „Vielleicht 
kommen wir nun an ei-
nen Punkt, an dem wir uns 
eingestehen müssen, dass 
wir ein Produkt herstel-
len. Wenn es dieses Pro-
dukt nicht mehr gibt, gibt 
es uns nicht mehr.“ Kon-
sequenterweise versuch-
te die Fußballindustrie im 

Frühling alles, um ihr Pro-
dukt wieder auf den Markt 
zu bekommen. Einnahmen 
aus Fernsehverträgen sind 
die Haupteinnahmequelle 
der meisten großen Clubs. 
So verdienen sich die Chef-
etagen der Clubs und pri-
vater Pay-TV-Sender wie 
Sky dumm und dämlich. 
Daher kam der Druck, die 
Ligen mit Geisterspie-
len fortzuführen. Um Sor-
ge um die Begeisterung für 
das Spiel kann es sich nicht 
gehandelt haben: Interna-
tional stellten sich zahlrei-

che organisierte Fanszenen 
gegen eine Wiederaufnah-
me des Spielbetriebs. In ei-
nem gemeinsamen State-
ment zeigen die österrei-
chischen Fanclubs, dass sie 
verstanden haben, wor-
um es geht: „Fußball findet 
nicht mehr für die Fans im 
Stadion statt, sondern für 
das Fernsehen. Als Milliar-
den-Geldmaschinerie und 
Spielwiese für einige Rei-
che, die nur fortbestehen 
kann, wenn sie am Laufen 
gehalten wird.“ Mit kaum 
noch zu toppendem Zy-

nismus bestätigte Sky die-
se Kritik der Fans, indem es 
bei den Geisterspielen eine 
Tonoption mit eingespiel-
ter „Stadionatmosphä-
re“ anbietet – aber nur für 
Kund*innen, die das gan-
ze HD-Paket kaufen. Die 
Fans sind damit endgültig 
zum optionalen Feature der 
Ware Fußball geworden.

Es kam, wie es kommen  
musste: In Deutschland 
gab es schon nach den ers-
ten Spielen bestätigte Co-
rona-Infektionen. Doch 

das hält die Fußballindus-
trie nicht auf: Massen an 
Tests, die in anderen Berei-
chen bitter fehlen, werden 
verschwendet, um die Pro-
fitmaschine am Laufen zu 
halten. Es ist richtig, wenn 
sich die Fanszenen dage-
gen wehren. Die bisheri-
gen Profiteur*innen der In-
dustrie sollen dafür zah-
len, dass die Vereine, die 
tatsächlich ums Überleben 
kämpfen, erhalten werden 

– und dass der Fußball, so-
bald es wieder sicher ist, für 
alle zugänglich ist.

Seelenlose Geisterspiele
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In Wien ging es gemein-
sam mit „Sozial aber 
nicht blöd“ beim Rat-
haus los. In Corona-Zei-

ten klatschen zwar ge-
rade Politiker*innen für 
die „Held*innen“, aber 
im Sozial- und Gesund-
heitsbereich wird weiter 
ein Pappenstiel bezahlt. 
Betriebsrat und SLP-Ak-
tivist Michael Gehma-
cher forderte u.a. einen 
€500,- Corona-Bonus, 
Sonderurlaub sowie ei-
ne dauerhafte Lohner-
höhung um 500.-/Monat. 
Unsere inzwischen drit-
te Sondernummer ging 
ebenso gut weg wie die 
neue Corona-Broschüre. 

Interesse bestand gerade 
auch bei SPÖler*innen, 
die gekommen wa-
ren, obwohl „die Partei“ 

selbst nur mit Plakaten 
da war. Dann ging es zur 
Internationalen Demo 
– mit Abstand und der 
stets aktuellen Forde-
rung nach internationa-
ler Solidarität. Auch wa-
ren SLPler*innen beim 
Mayday, am Rathaus-
platz bei LINKS und bei 
der Demo „KünstlerIn-
nen – Applaus gut, Be-
zahlung besser“. 

In Linz riefen wir mit 
„Gesundheit statt Profi-
te“ zu Protesten auf. Aus 
unterschiedlichen Be-

reichen gab es Berichte 
zur Situation von Frauen 
und LGBTQIA+ Personen 
in der Corona-Krise, zur 

Türkei und zur kommen-
den Wirtschaftskrise.

In Salzburg wur-
de mit der Forderung, 
dass die Krise nicht 
von Arbeiter*innen be-
zahlt werden darf beim 
Weltsozialforum inter-
veniert. Und in Graz wa-
ren wir mit „Sozial aber 
nicht blöd“ aktiv: Nicht 
Applaus und ein 3-Jah-
res-KV, sondern Ar-
beitszeitverkürzung und 
Lohnerhöhung wurde 
hier gefordert.	

Karin Wottawa
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Antifaschistisches Online-Seminar:
Erinnern und Kämpfen!

Anlässlich des 75. Jahres-
tags der Befreiung vom Fa-
schismus organisierte die 
SLP ein antifaschistisches 
Online-Seminar. Im ersten 
Teil des Seminars disku-
tierten SLP-Aktivist*innen 
und Interessierte, wie 
Marxist*innen den Cha-
rakter und den Aufstieg 
des NS-Faschismus als 
brutalste Form kapitalis-
tischer Herrschaft analy-
sieren – und was wir für 
den Kampf gegen heuti-
ge faschistische Strömun-
gen daraus lernen kön-

nen. Im zweiten Teil ging 
es um den Antisemitis-
mus, seine gesellschaftli-
chen Ursprünge und sei-
ne Rolle in der faschisti-
schen Ideologie. Auch dies 
war keine rein historische 
Diskussion: Auf der Suche 
nach Erklärungen für den 
Wahnsinn des Kapitalis-
mus fallen auch heute im-
mer mehr Menschen auf 
antisemitische Verschwö-
rungstheorien hinein. 

Umso wichtiger ist es, 
marxistische Antworten 
darauf zu geben.

Unter Einhaltung von Corona-Schutz war die SLP am 
1. Mai auf der Straße: Für soziale und Job-Sicherheit.

Ein 1. Mai trotz Corona

Andere über uns

Die Wiener Straßenzeitung „Augustin“ interview-
te SLP-Aktivist Sebastian Kugler zur Situation von 
Deutschlehrenden in der Erwachsenenbildung. So-
genannte „Deutschtrainer*innen“ werden als Leh-
rende zweiter Klasse behandelt, mit schlechteren 
Arbeitszeiten und Gehältern. Doch mit der Initiati-
ve „DiE- Deutschlehrende in der Erwachsenenbil-
dung“ regt sich Widerstand.

Am 12. Mai war der Interna-
tionale Tag der Pflege. Wir 
nutzten diesen Aktions-
tag, um auf die Missstän-
de im Gesundheits- und 
Sozialbereich aufmerksam 
zu machen, der sich schon 
vor der Coronakrise in ei-
nem bedeutenden Arbeits-
kampf rund um die Kol-
lektivvertragsverhandlun-
gen befand. Mit der am 1. 
Mai gestarteten Kampag-
ne für die Ausfinanzierung 
dieses Sektors gingen wir 
in mehreren Städten Ös-
terreichs unter Einhaltung 
der Corona-Schutzmaß-
nahmen auf die Straße. 

In Wien Simmering 
versammelten wir uns 
im Rahmen einer Akti-
on von „Sozial, aber nicht 
blöd“ gemeinsam mit an-
deren vor einem Pfle-
geheim Nähe Enkplatz. 
In mitreißenden Reden, 
die großen Zuspruch der 
Passant*innen erhielten, 
machten Aktivist*innen 
klar, dass Corona nicht al-
le gleichermaßen trifft 
und sich in Krisen der Un-
terschied zwischen Arm 
und Reich verstärkt. Frau-
en, die vermehrt von Ar-
mut betroffen sind und 
den Großteil dieser Bran-
che ausmachen, sind här-
ter von der Coronakrise 
betroffen. Sie leiden un-
ter Doppelbelastung durch 
Betreuungspflichten, Zu-
nahme von häuslicher Ge-
walt, Überlastung im Job 
und schlechter Bezahlung. 
Durch Klatschen kann 
keine Miete bezahlt wer-
den. Es braucht mehr Geld 

und Personal sowie eine 
Arbeitszeitverkürzung auf 
35 Stunden. Der abrup-
te SWÖ-Abschluss, den 
die Gewerkschaftsfüh-
rung in Zeiten des Lock-
downs durchgepeitscht hat 
und so den Kampf für jene 
Forderungen gebremst hat, 
wurde scharf kritisiert. In 
einer weiteren Rede beton-
te ein SLP-Aktivist, dass 
während der Wien-Wahl 
Gesundheit und Soziales 
zum zentralen Thema wer-
den soll.

Auch im oberösterreichi-
schen Linz versammelten 
sich SLP-Aktivist*innen 
gemeinsam mit anderen 
vor dem Landhaus. Sie 
forderten ebenfalls Ar-
beitszeitverkürzung, hö-
here Löhne, eine Jobof-
fensive und die Rücknah-
me der Kürzungen der 
letzten Jahres. In den Re-
den wurde betont, dass 
ein Kampf für bessere Be-
dingungen und eine Aus-
finanzierung des Gesund-
heits- und Sozialbereichs 
von der Basis aus gestartet 
werden muss und wir uns 
nicht von der Gewerk-
schaft und dem erwähn-
ten SWÖ-Abschluss de-
motivieren lassen dürfen.

Die Coronakrise hat klar 
gemacht, dass wir ein Sys-
tem brauchen, wo unsere 
Gesundheit und nicht die 
Profite ein paar Weniger 
im Zentrum stehen. Die 
Kampagne geht weiter: 
Wir sehen uns demnächst 
wieder auf der Straße!

Moni Jank

„Man wird noch oft 
von uns hören!“



Der durch die Corona-
Pandemie  ausgelös-
te  Einbruch der globa-
len Wirtschaft ist be-
reits jetzt  immens. Das 
müssen auch bürgerli-
che Ökonom*innen ein-
sehen. So prognostiziert 
die Chefökonomin des 
IWF, Gita Gopinath, dass 

die Wirtschaftskrise „die 
schlimmste Rezession 
seit der Weltwirtschafts-
krise 1929 und wesent-
lich schlimmer als die 
globale Finanzkrise von 
2008 bis 2009" sein wird. 
So soll das weltweite BIP 
um 3%, jenes der Euro-
zone gar um 7,5% ein-
brechen. Am stärks-
ten von Europas großen 
Volkswirtschaften be-
troffen sein wird Itali-
en (9,1%), aber auch Ös-
terreichs BIP soll 2020 

um bis zu 7% schrump-
fen. Laut Clemens Fuest, 
Präsident des IFO Insti-
tuts, werden die Kosten 
„alles übersteigen, was 
aus Wirtschaftskrisen 
oder Naturkatastrophen 
der letzten Jahrzehnte 
in Deutschland bekannt 
ist“.

Die Arbeitslosenzahlen stei-
gen schneller an, als Ge-
sundheitssysteme zusam-
menbrechen können. In 
den USA könnte die bis-
herige Rekordarbeitslosig-
keit von 1933 (24,9%) durch 
die jetzige Wirtschaftskrise 
überschritten werden. Das 
statistische Amt der EU gibt 
an, für die Mitgliedsstaaten 
keine „seriösen“ Prognosen 
zur Arbeitslosigkeit liefern 
zu können – nur ein klei-
nes Beispiel für die völlige 
Unfähigkeit der EU, in der 

Krise zu agieren. Die neoli-
beralen Dogmen, auf denen 
sie wirtschaftlich aufgebaut 
ist, brechen in sich zusam-
men. Die einzelnen Staaten 
setzen panisch auf natio-
nale Alleingänge. In ihrer 
heutigen Form wird die EU 
diese Krise nicht überleben.

Auch Asien und Afrika blei-
ben nicht verschont. Im 
Gegenteil: Während in der 
EU teilweise ein Arzt auf 
300 Patient*innen kommt, 
ist es in einigen afrikani-
schen Ländern bereits jetzt 
nur ein Arzt auf 70.000 
Menschen. Besonders im 
von Armut geprägten glo-
balen Süden wird der Ein-
bruch der Wirtschaft 
besonders verheeren-
de Wunden reißen. Die in 
die Krise geratenen Wirt-
schaftsmächte werden 

die neokolonialen Länder 
noch brutaler auspressen, 
um ihre eigenen Profite zu 
retten. Die Ankündigung 
der Weltbank, 160 Milliar-
den Dollar gegen die Krise 
einzusetzen, ist nichts als 
ein Tropfen auf dem hei-
ßen Stein. Alleine das BIP 
der ärmsten Länder der 
Erde beträgt zusammen-
genommen zwei Billionen 
Dollar.

Den Herrschenden geht 
es nun vor allem um eine 
Balance zwischen Kürzun-
gen und politischer Stabi-
lität. Während Superrei-
che wie der Amazon-Chef 
Bezos Milliardengewin-
ne einfahren, wird be-
reits jetzt über zukünftige 
Kürzungen im Sozial- und 
Gesundheitsbereich nach-
gedacht. Auf der anderen 
Seite wird versucht, Scha-
densbegrenzung zu be-
treiben - aus Angst vor ei-
ner Politisierung derer, die 
für die Krise bezahlen sol-
len. Nicht umsonst emp-
fiehlt das IFO die „Siche-
rung des Vertrauens“ als 
wichtigstes Ziel zur Ver-
meidung einer „systemi-

schen Wirtschaftskri-
se“. Gleichzeitig wurden 
während der Lockdowns  
grundlegende  demokra-
tische und soziale Rech-
te außer Kraft gesetzt 
– Rechte, die den Herr-
schenden auch beim Ab-
wälzen der Krisenkosten 
auf unsere Rücken nur 
im Wege stehen würden. 
Die autoritären Züge der 
etablierten Politik wer-
den massiv verschärft 
werden. Kaschiert wird 
dies mit zunehmendem 
Wirtschafts-Nationalis-
mus a la „America First“ 
oder „Urlaub in Öster-
reich“.

Das Gleichgewicht zwi-
schen Kürzungspolitik 
und politischer Stabilität 
versucht auch die öster-
reichische Regierung zu 
wahren. Doch angesichts 
der bereits jetzt höchsten 
Arbeitslosigkeit seit 1945 
ist auch in Österreich je-
de politische Stabilität 
brüchig. Auf das wirt-
schaftliche werden poli-
tische Erdbeben folgen.	

Moritz Erkl

Wir stehen am Beginn der bisher
schwersten Wirtschaftskrise
unserer Lebzeiten.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion der ISA): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Von der Pandemie
in die Krise
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FFDie Corona- und 
Wirtschaftskrise führt 
zu einem großangelegten 
Angriff auf Arbeits- und 
Persönlichkeitsrechte. 
In Indien wurde die 
dortige Corona-App für 
Menschen aus Risiko-
Gebieten verpflichtend. 
Arbeiter*innen, die 
ohne App „erwischt“ 
wurden, mussten enorme 
Bußgelder bezahlen.
FF In Katar werden Verstöße 
gegen die allgemeine 
Maskenpflicht mit bis 
zu 3 Jahren Gefängnis 
und 50.000€ Geldstrafe 
geahndet – die Bauar-
beiten der Fußballstadien 
für die WM 2022, an 
denen schon vor der 
Pandemie hunderte 
Arbeiter*innen starben, 
werden jedoch fortgesetzt.
FFRyanair-Boss Michael 
O‘Leary verdiente letztes 
Jahr ca. 10.000€ - pro Tag. 
Nun will der Milliardär 
3.000 Jobs streichen, 
um die Profite seiner 
Billigfluglinie zu erhalten.
FFWährend Amazon-Boss 
Jeff Bezos seit dem 
Ausbruch der Pandemie 
um mehr als 20 Milliarden 
Dollar reicher geworden 
ist, feuert Amazon 
Arbeiter*innen, die 
sich gegen unsichere 
Arbeitsbedingungen 
aussprechen. Mitte Mai 
waren bereits sechs 
Amazon-Arbeiter*innen 
an Covid-19 gestorben.
FF In Britannien zeigte eine 
Studie, dass aufgrund des 
Mangels an Schutzaus-
rüstung Beschäftigte im 
Sozialbereich doppelt so 
oft an Covid-19 sterben 
wie Beschäftigte im 

Gesundheitsbereich. 
Arbeiter*innen auf 
Baustellen und im Trans-
portwesen haben eine 
doppelt so hohe Sterb-
lichkeit wie der Bevöl-
kerungsdurchschnitt.
FFDie Lockdowns 
verschärften die Doppel- 
und Dreifachbelastung 
von Frauen bereits massiv. 
Nun nutzen konservative 
Regierungen, etwa in 
einigen US-Bundes-
staaten, die Pandemie, um 
unter dem Vorwand der 
Überlastung des Gesund-
heitssystems das Recht 
auf Schwangerschafts-
abbruch auszusetzen 
und zurückzudrängen.
FFViele Firmen schickten 
ihre Mitarbeiter*innen 
ins Homeoffice. Dabei 
müssen Kosten für Strom, 
Internet oder Handy-
rechnungen selbst bezahlt 
werden. Dies wurde in 
eilig durchgepeitschten 
Telearbeitsvereinba-
rungen festgehalten, 
welche meist mit dem 
Argument „wir müssen 
nun alle einen Beitrag 
leisten“ als notwendiges 
Übel deklariert wurde.
FFKurzarbeitsregelungen 
zwingen Beschäftigte, 
Urlaub abzubauen. Die 
seitens der Gewerk-
schaft mit“gestaltete“ 
Regelung führt dazu, 
dass Resturlaub und 
Zeitausgleichsguthaben 
aufgebraucht werden 
müssen - ohne, dass in 
Zeiten eines „Lockdowns“ 
dieser zu notwendiger 
Erholung führen kann.

Quellen: theguardian.com, ft.com, thejournal.

ie, arabnews.com, rosainternational.org

Die aktuelle Krise wird in 
vielerlei Hinsicht tiefge-
hender sein als die Welt-
wirtschaftskrise 2007/8. 
Die Wahrscheinlichkeit 
ist hoch, dass die jetzi-
ge Rezession der Beginn 
einer extrem tiefen De-
pression ist - möglicher-
weise die tiefste in der 

Geschichte des modernen 
Kapitalismus. Wenn in 
den bürgerlichen Medi-
en die Rede von der "Co-
ronakrise" ist, wird da-
mit oft der Eindruck er-
weckt, das Virus habe zu 
einer Krise in einem an-
sonsten intakten System 
geführt. Doch Corona ist 
nur der Auslöser und Be-
schleuniger, nicht die Ur-
sache der Krise. Die Tat-
sache, dass auch vor Co-
rona eine neue, tiefe Krise 
des Kapitalismus abseh-
bar war, bedeutet da-
bei nicht, dass die jetzige 
Pandemie keine massiven 
Auswirkungen auf de-
ren Tiefe und Verlauf hat. 
Es ist offensichtlich, dass 
die sozialen Auswirkun-
gen dieser Krise eine dra-
matische und einzigarti-
ge Geschwindigkeit an-
genommen haben.

Durch die Ausbreitung 
des Virus und die zum 
Teil sehr weitreichenden 
Maßnahmen, wie völli-
ge Lockdowns des öffent-
lichen Lebens und sogar 
teilweise der Produkti-
on, sehen sich die Herr-
schenden einer beson-
deren Situation gegen-
über. Die Regierungen 
stehen unter dem massi-

ven Druck großer Kapi-
talinteressen, keine weit-
reichenden Entscheidun-
gen zu treffen, welche die 
Profite schmälern könn-
ten. Das ist vor dem Hin-
tergrund einer Pandemie 
und einem weltweit ka-
putt gesparten Gesund-
heitssystem eine große 

Herausforderung. Diese 
Situation hat zu zuneh-
menden staatlichen Ein-
griffen geführt. Firmen 
sehen sich schon jetzt ge-
zwungen, die Produktion 
umzustellen, in manchen 
Ländern kam es schon zu 
Notverstaatlichungen.

Aufgrund der außer-
gewöhnlichen Situati-
on kommt es zu weitrei-
chenden Folgen für den 
Weltmarkt aufgrund von 
Unterbrechungen in glo-
balen Lieferketten. Gan-
ze Wirtschaftszweige wie 
die Tourismusbranche 
oder die Luftfahrt sind in 
den vergangenen Wochen 
de facto zum Stillstand 
gekommen, der private 
Konsum massiv zurück-
gegangen. Durch Un-
mengen an Firmenschlie-
ßungen wird es wie in je-
der Krise zu starken Kon-
zentrationsprozessen des 
Kapitals kommen. Doch 
die Coronakrise betrifft 
besonders stark kleine 
Betriebe, während gro-
ße Konzerne wie Amazon 
& Co teilweise sogar noch 
profitieren können.

Schon vor der dem Aus-
bruch von Corona gab es 
weltweit einen generellen 
Trend hin zu zunehmen-

dem Protektionismus. 
Der Beginn des Handels-
kriegs zwischen den USA 
und China war dabei kein 
kurzfristiges Phänomen, 
sondern symptomatisch 
für eine Entwicklung hin 
zu zunehmenden inter-
imperialistischen Kon-
flikten. 2019 befand sich 
der Welthandel auf dem 
tiefsten Niveau seit 2009, 
auch innerhalb der EU 
spitzen sich die Wider-
sprüche zu. Das bedeutet 
auch, dass es anders als 
vor zehn Jahren keine ko-
ordinierte internationale 
Antwort der Herrschen-
den auf die Krise geben 
wird.

Ein großer Widerspruch 
besteht darin, dass Kon-
zerne national beheima-
tet sind, während sie glo-
bal agieren und produ-
zieren. Gerade in Krisen-
zeiten werden Staaten zu 
Verteidigern ihrer “ei-
genen” Kapitalist*innen. 
Während Trump vor kur-
zem noch für sein “Ame-
rica first” verspottet wur-
de, ist diese Haltung in 
vielen Staaten zum Kon-
sens geworden - auch die 
Vorsitzende der SPÖ ruft 
zu mehr “made in Aust-
ria” auf. Doch Protektio-
nismus und zunehmende 
staatliche Eingriffe wer-
den weder die Krise lösen 
- aufgrund der globalen 
Produktion kann es kein 
“Zurück zum National-
staat” geben - , noch ste-
hen sie im Widerspruch 
zu Kürzungspolitik. 

Regierungen und Zent-
ralbanken schnüren auch 
jetzt wieder große Ret-
tungspakete für die gro-
ßen Banken und Konzer-
ne. Doch wir stehen heu-

Zahlen und Fakten

Schon vor Corona war die 
Wirtschaft im Sinkflug.

Die Krise
heißt 
Kapitalismus
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Der Keynesianismus ist eine bürgerliche ökonomi-
sche Denkschule, die die kapitalistische Wirtschaft 
als die Summe aller Ausgaben betrachtet, unterteilt 
in vier Sektoren: Konsum, Staatsausgaben, Unter-
nehmensinvestitionen und Nettoexporte. Ein wirt-
schaftlicher Abschwung wird als Stocken der Aus-
gaben in einem dieser Sektoren angesehen - und die 
Lösung wird darin gesehen, dass ein anderer Sektor 
seine Ausgaben erhöht. Um Krisen zu verhindern, 
könne die Regierung verschiedene wirtschaftliche 
Hebel ansetzen, wie z.B. die Senkung der Zinssätze, 
um Anreize für Ausgaben zu schaffen, oder direkt 
in die Steuerausgaben eingreifen. 

Das Ziel dieser Maßnahmen besteht nicht in ers-
ter Linie darin, den arbeitenden Menschen zu hel-
fen, sondern allem voran die Unternehmen zu ret-

ten. Wie Keynes 1931 sagte: "Wenn unser Ziel darin 
besteht, die Arbeitslosigkeit zu beseitigen, ist es 
offensichtlich, dass wir in erster Linie die Unter-
nehmen profitabler machen müssen".  

Der Keynesianismus betrachtet die Wirtschaft 
oberflächlich durch die Augen der Buchhaltung, 
indem er eine negative Bilanz in einem Sektor be-
heben will, indem er die Differenz einfach in ei-
nem anderen Sektor hinzufügt. Er kann keine Ant-
wort darauf geben, warum die Wirtschaft sich pe-
riodisch auf einmal weigert, in die Produktion zu 
investieren. Marxist*innen verstehen, dass dies 
daran liegt, dass das gesamte kapitalistische Sys-
tem vom Wettlauf um Profit angetrieben wird, so-
dass die Konzerne Waren und Kapital überprodu-
zieren, was zu überfüllten und übersättigten Märk-
ten führt. 

Doch neben Unternehmensförderungen gehö-
ren auch Sozialhilfeprogramme zum Instrumen-
tarium keynesianischer Maßnahmen. Keynes' Ide-
en finden zunehmend Unterstützung bei der re-
formistischen Linken. Marxist*innen lehnen zwar 
den Reformismus ab, nicht aber den Kampf für Re-
formen. Wir kämpfen für Reformen als Teil des-
sen, was der russische Revolutionär Leo Trotz-
ki die "Übergangsmethode" nannte. Das bedeutet, 
eine Brücke zu bauen zwischen dem Bewusstsein, 
wie es heute ist, und dem Verständnis für die Not-
wendigkeit einer sozialistischen Umgestaltung der 
Gesellschaft. Wir kämpfen für Reformen, die der 
Arbeiter*innenklasse unmittelbar nutzen - von der 
Erhöhung des Mindestlohns über Mietobergren-
zen bis hin zu Steuererhöhungen für das Großkapi-
tal. Aber wir stellen auch Forderungen auf, die über 
den Kapitalismus hinausgehen, wie z.B. die Ener-
gieindustrie und die Großbanken in öffentliches 
Eigentum unter demokratischer Kontrolle der Be-
schäftigten zu bringen. Wir kämpfen für diese Re-
formen durch die Organisierung und Mobilisierung 
der Arbeiter*innenklasse; sie werden nicht dadurch 
gewonnen, dass man versucht, die Kapitalist*innen 
von cleveren geldpolitischen Tricks oder politi-
schen Kniffen zu überzeugen.

George Martin Fell Brown und Tony Gong 
Socialist Alternative (ISA USA)

Dies ist eine gekürzte Version des ausführlichen Artikels, 
der auf slp.at gefunden werden kann

Keynesianismus und die
Krise des Kapitalismus

te vor einer anderen Situ-
ation als vor zehn Jahren: 
Die Mittel der Herrschen-
den im Umgang mit sol-
chen Krisen sind weitge-
hend aufgebraucht. Al-
le Maßnahmen, die zur 
"Bekämpfung" der Kri-
se 2007/8 dienten, haben 
die jetzige Krise nur vor-
bereitet: Neue Spekulati-
onsblasen haben sich ge-
bildet, neues Geld wurde 
ausschließlich in Finan-

zinstitute und Spekulati-
on gepumpt und die Mil-
liarden, die zur Rettung 
des Finanzsektors ein-
gesetzt wurden, haben 
die weltweite Verschul-
dung dramatisch erhöht. 
Gleichzeitig wurden da-
durch die großen sozia-
len Widersprüche dieses 
Systems verschärft: Aus-
teritätspolitik und sozia-
le Ungleichheit haben in 
vielen Staaten zu großer 
politischer Destabilisie-
rung geführt.

2007/8 setzten die 
Kapitalist*innen stark auf 
die BRIC-Staaten (Bra-
silien, Russland, Indi-
en, China). Doch anders 
als 2007/8 ist diese Krise 
zutiefst universell, Chi-
na befindet sich im Zent-
rum der Krise. Während 
damals die chinesische 
Wirtschaft durch massi-
ve Konjunkturprogram-
me eine Weltwirtschafts-
krise abfedern konnte, 
ist ein derartiges Szena-
rio heute undenkbar. Chi-

nas Gesamtverschuldung 
wird auf 300% des BIP ge-
schätzt und steigt weiter 
rasant an.

Die Verschuldung war 
damals ein verzweifelter 
Weg, um sicherzustellen, 
dass Unternehmen wei-
ter investieren und Men-
schen weiterhin über ih-
re eigentlichen Möglich-
keiten hinaus konsumie-
ren. Aber diese Strategie 
stößt innerhalb dieses 

Systems an eine Gren-
ze; der erhoffte Konjunk-
turaufschwung ist in den 
vergangenen Jahren aus-
geblieben. Die sinken-
de Profitabilität hat der-
artige Maßnahmen auf 
lange Sicht wirkungs-
los gemacht, nachlas-
sende Investitionen und 
die fehlende Nachfra-
ge nach großen Kredi-
ten deuten auf eine tief-
greifende Profitabilitäts-
krise hin, die durch eine 
Politik des “billigen Gel-
des” nicht gelöst werden 
kann. Das bedeutet, dass 
“klassische” Instrumen-
te keynesianischer Kon-
junkturpolitik und staat-
lich gesteuerter Geldpoli-
tik innerhalb des Kapita-
lismus nicht mehr, oder 
nur noch begrenzt einge-
setzt werden können.

Das kapitalistische 
Wirtschaftssystem be-
fand sich schon vor Coro-
na im Niedergang. Schon 
in den letzten Jahren 
war der generelle Trend 
ein wirtschaftlicher Ab-

schwung. Kapitalistische 
Widersprüche wie Über-
akkumulation von Ka-
pital und die daraus fol-
gende sinkende Profita-
bilität sind die Basis für 
wiederkehrende Wirt-
schaftskrisen. Diese Wi-
dersprüche haben sich in 
den vergangenen Jahren 
dramatisch verschärft 
und liegen in der Na-
tur des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems, das 
ausschließlich der Pro-
fitmaximierung dient. 
Der enge Gürtel von Pri-
vateigentum und Natio-
nalstaaten ist in diesem 
Sinne zu einem Hemm-
nis für wirtschaftli-
chen und gesellschaft-
lichen Fortschritt ge-
worden. Mehr noch: Die 
Widersprüche des Kapi-
talismus haben ein Aus-
maß erreicht, in welchem 
keine „normale“ Krise 
als „reinigendes Gewit-
ter“ wieder eine Perio-
de von Aufschwung und 
Sicherheit herbeiführen 
wird. Nicht nur, dass die 
Arbeiter*innenklasse in 
Form von dramatischer 
Arbeitslosigkeit, Sozial-
abbau, Einkommensver-
lusten und der Zunah-
me von imperialistischen 
Konflikten und Kriegen 
für die Krise zahlen wird: 
Auf der immer verzwei-
felteren Suche nach Pro-
fiten wird der Kapitalis-
mus die Zerstörung des 
Klimas noch mehr in-
tensivieren und unser al-
ler Leben aufs Spiel set-
zen. Die Alternative dazu 
kann nur in der Abschaf-
fung des Kapitalismus 
und im Aufbau einer de-
mokratischen Planwirt-
schaft liegen. 

Sarah Moayeri

Die Krisenpolitik von 2007/08 ist nicht 
nur nicht wiederholbar – sie war 
Grundstein für die aktuelle Krise.

Marx aktuell
Krise 2020
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Wien, Mariahilfer Stra-
ße. An der Hausnummer 
72, wo vor dem Corona-
Shutdown ein Betty Bar-
clay Store für Damenmo-
de stand, eröffnet am 14. 
April ein neuer Pop Up- 
Store - Für Atemschutz-
masken. Während es auf 
der ganzen Welt – auch in 
Österreich – unzähligen 
Menschen bei der Arbeit 
an notwendiger Schutz-
ausrüstung fehlt, wird sie 

hier profitabel verkauft. 
Ein 10er-Pack Einweg-
masken um 20€, „lustige“ 
Kindermasken ab 24,99€, 
FFP3-Masken gibt es für 
29,99€ und extra modi-
sche Masken um 39,99€. 
Nur vier Tage später gibt 
es einen versuchten Ein-
bruch in dem Geschäft. 
Dem „Kurier“ gegenüber 
zeigt sich der Shop-Inha-
ber empört: "Ich möch-
te wissen, wer in Zeiten 
wie diesen eine solche Tat 
versucht" – und verweist 
im gleichen Atemzug auf 
den zweistelligen Millio-
nenwert seiner Ware im 
Geschäft. Während der 
letzten Wirtschaftskri-
se vergleichbaren Ausma-

ßes schrieb Bertolt Brecht: 
„Was ist ein Einbruch in 
eine Bank gegen die Grün-
dung einer Bank?“ 90 Jah-
re später gilt der selbe 
Satz für Maskengeschäf-
te – nur eine Woche nach 
dem Einbruch eröffnet an 
der Hausnummer 95 das 
nächste. Der ganze Wahn-
sinn des Kapitalismus of-
fenbart sich in diesen 
Chronik-Meldungen. Wa-
rum werden nicht einfach 

genügend Masken produ-
ziert und an alle verteilt, 
die sie brauchen?Die Ant-
wort liegt im Wesen des 
Kapitalismus: Vom nuk-
learen Sprengkopf bis zur 
Atemschutzmaske: In die-
sem System ist alles Wa-
re. Produkte werden nicht 
hergestellt, um einen ge-
sellschaftlichen Zweck er-
füllen, sondern um profi-
tabel verkauft zu werden. 
Corona spitzt die Absur-
ditäten nur zu, die der Ka-
pitalismus schon immer 
hervorbrachte. Firmen 
und Staaten konkurrie-
ren in der Forschung nach 
Impfstoffen und halten 
ihre Ergebnisse geheim. 
Nun meint sogar das Fi-

nanzmarktportal market-
watch.com: „Statt sich auf 
nationale Regierungen zu 
verlassen, um die schnel-
le Entwicklung, Produk-
tion und Bereitstellung 
von Tests und Medika-
menten bei Ausbrüchen 
zu gewährleisten, braucht 
die Welt eine globale Ko-
ordinationsplattform.“ Es 
stimmt: Es braucht Koor-
dination statt Konkurrenz 
- wirtschaftliche Planung 

statt den „freien Markt“. 
Doch das ist im Kapitalis-
mus unmöglich. Die Kri-
se, die Zerstörung von Na-
tur und Menschenleben 
– sie sind alle in diesem 
profitorientierten Kon-
kurrenzsystem angelegt.
Warum gibt es etwa Ar-
beitslosigkeit? Nicht, weil 
es nicht genug zu tun gä-
be. Sondern weil die „Ar-
beitgeber“ uns nur für sie 
arbeiten lassen, wenn sie 
mit unserer Arbeit Profit 
machen können. Eine all-
gemeine Arbeitszeitver-
kürzung auf 30 Stunden 
bei vollem Lohn und Per-
sonalausgleich würde auf 
einen Schlag die Arbeits-
losigkeit beseitigen. Die 

gesellschaftlich notwen-
dige Arbeit könnte dann 
so organisiert werden, 
dass nicht die einen über-
lastet und die anderen oh-
ne Job sind. Statt wie bei 
der AUA nur zwischen 
Massenkündigung oder 
„Rettung“ auf Kosten von 
Steuerzahler*innen und 
Umwelt zu wählen, kön-
nen Unternehmen ver-
staatlicht und unter die 
Kontrolle der Beschäftig-
ten gestellt werden. Es ist 
ein Mythos, dass wir Bos-
se bräuchten, um wirt-
schaftliche Prozesse zu 
organisieren. Laut dem 
Institut für Fortbeste-
hensprognoseherstellung 
waren schon vor der Co-
rona-Krise 75% aller In-
solvenzen auf Fehler der 
Chefetage zurückzufüh-
ren.Schon in den ersten 
Wochen der Krise mach-
ten unzählige Beschäftig-
te die Erfahrung, dass die 
Chefs völlig planlos wa-
ren, und sie auf sich allei-
ne gestellt de facto selbst 
den Betrieb weiter führ-
ten. Es zeigt sich immer 
mehr, wer die wahren 
Expert*innen sind: Die 
Beschäftigten selbst. Sie 
wissen, wie man Produk-
tion und Verteilung von 
Gütern organisieren kann. 
Durch das Internet ist es 
einfach, die Bedürfnis-
se der Gesellschaft nach 
bestimmten Gütern und 
Dienstleitungen zu erhe-

ben und die Arbeitspro-
zesse daran anzupassen. 
Demokratische Räte in al-
len Wirtschaftszweigen 
könnendie Wirtschaft viel 
effizienter organisieren als 
profit- und konkurrenz-
getriebene Chefetagen. 
Das alles sind keine uto-
pischen Ideen: Wo immer 
Arbeiter*innen sich gegen 
dieses System zusammen-
geschlossen haben, kam 
die Idee der Rätedemokra-
tie und der wirtschaftli-
chen Planung auf. 

In den stalinistischen 
Diktaturen wurde sie 
verraten: Planwirt-
schaft braucht echte 
Arbeiter*innen-demokra-
tie. Eine demokratisch ge-
plante Wirtschaft ist nicht 
nur möglich, sie ist abso-
lut notwendig. Das Chaos 
des Kapitalismus gefähr-
det nicht mehr nur sozi-
ale Standards und demo-
kratische Rechte, sondern 
– in Form der Klimakri-
se – das Leben unzähliger 
Menschen. Nur planwirt-
schaftliche Maßnahmen 
können die radikale Um-
stellung der Produktion 
durchführen, die notwen-
dig ist, um das Schlimms-
te zu vermeiden. Um das 
zu erreichen, müssen wir 
den Kapitalismus weltweit 
stürzen. Dafür kämp-
fen wir als revolutionäre 
Sozialist*innen.

Sebastian Kugler

 Krise 2020

Planwirtschaft – die große Idee
des 21. Jahrhunderts

Planwirtschaft bedeutet, für die Bedürfnisse
von Mensch und Umwelt zu produzieren,
nicht für den Profit einiger Weniger.
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Für Schüler*innen und Leh-
rende ist die aktuelle Situ-
ation schrecklich. Es gibt 
kaum Unterstützung, der 

Stress ist enorm und es 
kommt daher sogar zu kör-
perlichen Beschwerden. 
Der Lernerfolg hängt stark 
davon ab, in welchem Um-
feld man lernen kann. 

Doch die ÖVP-na-
he Schülerunion und die 
“Junge Volkspartei” JVP 
kümmern sich v.a. um die 
Durchführung der Matura 
in der Corona-Krise. Sie se-

hen E-Learning als positi-
ven Schritt zur Digitalisie-
rung der Schule und “ver-
gessen”, dass Schüler*innen 

oft keinen eigenen Laptop 
oder ein geeignetes Lern-
umfeld haben. Bei den Ma-
turavorbereitungen sind 
viele auf sich allein gestellt, 
die gekürzten Vorberei-
tungsstunden verschlim-
mern die Lage. 

Jetzt die Matura abzu-
halten, bedeutet eine här-
tere Selektion an den Uni-
Schranken. Reichere Fami-

lien können sich Nachhilfe, 
eine ruhige Lernumgebung 
und das nötige Equipment 
leisten. Die SU ist der ver-
längerte Arm der ÖVP und 
eng verbunden mit der JVP, 
aus der auch Kurz und seine 
Clique kommen. Sie stehen 
für die Privatisierung der 
Bildung und kümmern sich 
um die Elite. Das erklärt, 
warum die SU auf die Ärms-
ten pfeift. Doch gerade jetzt 
wäre der Zeitpunkt, das 
System Lernbulemie Matu-
ra abzuschaffen, das doch 
v.a. zur sozialen Selektion 
dient. Wir stehen stattdes-
sen für kostenlose Bildung, 
einen ausfinanzierten Bil-
dungsbereich und sind ge-
gen Barrieren beim Zugang 
zu Bildung!

               Peter Hauer

SU/JVP/ÖVP - Hand in Hand 

Die Corona-Krise macht deutlich
wie unterschiedlich die Bildungs-
chancen hierzulande sind.

Der Druck der globalen Kli-
ma-Bewegung zwang die 
Regierung zu „grünen“ Lip-
penbekenntnissen in ihrem 
Programm - natürlich nur, 
solange dem keine Profitinte-
ressen entgegenstehen. Doch 
nun stehen wir am Beginn 
der größten Wirtschaftskri-
se seit den 1930er Jahren und 
es zeigt sich, dass auch für 
die Grünen und den ÖGB der 
„Standort“ – also der Profit - 
vor dem Klima steht.

Gleichzeitig wird aber 
deutlich, dass die „Klima vs. 
Jobs Logik“ falsch ist. Zum 
einen werden in vielen Bran-
chen Leute entlassen und 
Löhne gedrückt, z.B. bei der 
APA und der AUA. Nicht Kli-
maschutz, sondern Wettbe-
werb und Profitzwang zer-
stören diese Arbeitsplätze. 
Zum anderen wurde in vielen 
Unternehmen die Produk-
tion umgestellt: BMW pro-
duziert Atemschutzmasken, 
Brauereien stellen Desinfek-
tionsmittel her.

Die Umstellung der Pro-
duktion auf gesellschaft-
lich notwendige Produkte 
ist möglich. Aber: Die Um-
stellung passiert nicht frei-
willig, sondern, weil in den 
letzten Wochen bestimm-
te Produkte nicht verkauft 
werden konnten und andere 
durch die Corona-Krise für 
die Staaten zur Notwendig-
keit wurden.

Für die Klimabewegung 
ist die Lehre aus der Corona-
Krise deswegen aber nicht, 
dass die Staaten ja könnten, 

wenn sie wollten. Denn der 
kapitalistische Wettbewerb 
erlaubt keinen langfristi-
gen effektiven Klimaschutz. 
Nein, die Lehre ist, dass wir 
die Produktion vergesell-
schaften müssen. Nur wenn 
wir als Arbeiter*innen und 
Konsument*innen die Kont-
rolle über die Produktion ha-
ben, können wir diese um-
stellen und sozial und öko-
logisch nachhaltig gestalten; 
nur dann können wir die Be-
dürfnisse der Menschen und 
die des Klimas erfüllen.

Diese Kontrolle müssen wir 
uns gemeinsam erkämpfen. 
Dazu braucht es Forderun-
gen und Aktionsformen, 
die Klima- und Klassenin-
teressen ganz konkret ver-
binden. Gratis Öffis, Ausbau 
des öffentlichen Verkehrs 
und massive Investitio-
nen in Gebäudesanierung 
sind wichtige Forderungen. 
Was, wenn diese Forde-
rungen plötzlich auf Pres-
seterminen von Konzern-
chefs und Politiker*innen 
auf Schildern und Trans-
parenten auftauchen? Ne-
ben solchen medienwirk-
samen Aktionen müs-
sen wir auch direkt auf die 
Arbeiter*innen zugehen, 
ihre Kämpfe unterstützen 
und diese mit Klimaschutz 
verbinden.Ihre Kämpfe 
sind auch die Kämpfe der 
Klimabewegung, denn nur 
gemeinsam können wir 
gewinnen.

Philipp Chmel

Kämpfen wir für eine 
sozialistische Alternative
Ich wurde im Zuge der Na-
tionalratswahl 2017 erst-
mals politisch aktiv bei 
KPÖplus und der Jungen 
Linken. Aber die Positio-
nen dort waren selten so 
antikapitalistisch wie nö-
tig und die Entscheidun-
gen kamen von oben.

Die SLP kennengelernt 
habe ich rund um die An-
ti-Burschenbundball-De-
mo 2019 in Linz. Danach 
begann ich regelmäßig 
bei Ortsgruppen mitzu-
diskutieren und besuchte 

Veranstaltungen, wie das 
Sommercamp in Kärn-
ten. Diesmal wollte ich 
mir länger Zeit nehmen. 
Nachdem ich für ein Jahr 
gemeinsam mit der SLP 
im Wahlkampf, rund um 
die Pride in Linz und in 
der Kampagne zum Ge-
sundheits- und Sozialbe-
reich aktiv war, wurde ich 
im März aufgenommen. 
In der SLP haben wir tat-
sächlich das Ziel, das ka-
pitalistische Wirtschafts-
system abzuschaffen. Au-

ßerdem zeichnet die Partei 
aus, dass Entscheidungen 
und Diskussionen nicht 
von oben herab geführt 
werden. Während wir auf 
der Straße und in den Be-
trieben für eine demokra-
tisch geplante Produktion 
mit Rechenschaftspflicht 
und Möglichkeit zur Ab-
wahl propagieren, wer-
den diese demokratischen 
Strukturen innerhalb der 
Partei bereits angewendet. 

Seraphina Reisinger, 19, 
Linz, Webentwicklerin

Wie weiter mit der 
Klimabewegung?

Die ÖGJ warnt mit dem „Joker“ davor, dass Ju-
gendliche arbeitslos werden – weil sie dann re-
bellieren könnten. Der ÖGJ-Führung geht es al-
so mehr um die Stabilität des herrschenden Sys-
tems als um einen konsequenten Kampf für Jobs 
und Rechte von Jugendlichen, denn genau dafür 
bräuchte es rebellische Jugendliche.

Clowns des Monats
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Die Coronakrise ist bei-
spiellos. Überall sieht die 
Lage schlimm aus, aber in 
den USA ist die Situation 
mehrfach verschärft. Oh-
ne ordentliche Sozialhilfe 
und mit Millionen nicht- 
oder unterversicherten 
Menschen ist es eindeu-
tig, warum das Land etwa 
ein Drittel der Infektio-
nen weltweit hat und eine 
Arbeitslosigkeitsrate von 
(aktuell) fast 15%.  

In der Hoffnung, ei-
ne Krise vom Ausmaße 
der Großen Depression der 
1920er Jahre zu vermeiden, 
stützte die Regierung mit 
einem zwei Billionen Dol-
lar Rettungspaket das brö-
ckelnde System. Gleich-
zeitig steigt der Druck, ei-
ne „Eröffnung“ des Landes 
möglichst schnell durchzu-
führen, obwohl die Infekti-
onsrate sich nicht verlang-
samt. 

Zahlreiche Menschen 
müssen sich zwischen Ar-
beit und Gesundheit ent-
scheiden – oder dazu zu 
kämpfen. Darum initiier-
te die US-amerikanische 
Schwesterorganisation der 
SLP, die Socialist Alterna-
tive, die Kampagne „Rent 
Strike 2020“. 

Es fing mit einer einfa-
chen Petition an. Joshua 

Collins, Kongresskandidat 
und Mitglied der Demo-
cratic Socialists of America, 
startete im Februar in Zu-
sammenarbeit mit Socialist 
Alternative eine Petition für 
die komplette Aussetzung 
aller Hypothekenraten und 
Mietzahlungen während 
der Dauer der Krise. Sie ver-
breitete sich wie ein Lauf-
feuer und hatte rasch 3 Mil-
lionen Unterschriften. Weil 
viele nicht nur unterschrei-

ben wollten, sondern auch 
bereit waren, zu kämpfen, 
startete Socialist Alterna-
tive mit Vorschlägen und 
Angeboten zur Organisie-
rung von Mieter*innen. 

Auf Grund der Corona-
Gefahr muss die Arbeit fast 
ausschließlich Online statt-
finden. Stadtbezogene On-
line-Petitionen, Facebook-
Gruppen, Zoom-Treffen: 
Das sind die Grundlagen des 
Organisierens in der Pan-
demie. Alle Methoden die-
nen dazu, Mitmieter*innen 
in Städten wie Boston, Chi-
cago, und Oakland, Kali-
fornien kennenzulernen. 
Umfragen in den Facebook-
Gruppen werden erstellt, 
um Leute mit denselben 
Vermieter*innen mitein-
ander zu vernetzen. Allge-
meine Richtlinien zur Or-
ganisierung innerhalb ei-

nes Wohnhauses werden 
vorgeschlagen, und Mit-
glieder von Socialist Alter-
native unterstützen neue 
Aktivist*innen.

Die Online-Treffen spie-
len eine besondere Rol-
le. Einmal im Monat tref-
fen sich lokale Rentstrike-
Gruppen. Sie tauschen sich 
nicht nur über Taktiken 
und Erfolge ihrer Verhand-
lungen und Aktionen aus, 
sondern es wird auch über 

grundlegende Problem des 
Wohnens diskutiert. 

In einem Treffen der Bos-
toner Gruppe teilte eine 
Mieterin mit, dass sie, wie 
Andere auch, bei einer gro-
ßen Wohnungsfirma mie-
tet. Sie fragte, welche For-
derungen sie und ihre 
Mitbewohner*innen auf-
werfen könnten. Eine an-
dere Beteiligte, die bei der-
selben Firma mietet, ant-
wortete, dass sie und ih-
re Mitbewohner*innen sich 
einfach gefragt haben „Was 
kann uns am meisten hel-
fen?“ Durch diese Diskus-
sion entdeckten sie, dass 
manche sich die Miete gar 
nicht leisten können, und 
ein paar waren sogar die 
Miete von mehreren Mo-
naten schuldig. Darum for-
derten sie eine Mietminde-
rung von 70%, Erlassung 

aller Mietschulden, und 
kostenlose Benutzung der 
Waschküchen – und sie ha-
ben sämtliche Forderungen 
gewonnen! 

Die landesweiten Forderun-
gen der Kampagne sind 
weitgehend: Aussetzung 
aller Miet- und Hypothe-
kenzahlungen sowie aller 
Schuldenzahlungen, Mas-
sentestungen sowie Ge-
sundheitsvorsorge für Alle, 
bis hin zu einer demokra-
tisch geplanten Wirtschaft. 
Als erster Schritt  geht es 
darum, eine Mietminde-
rung für Wohnungen zu er-
reichen, doch es geht auch 
darum, eine breite, flä-
chendeckende Kampagne 
zur Nichtbezahlung aufzu-
bauen, um die notwendigen 
Maßnahmen zu erkämpfen.

Rund ein Drittel konn-
te im April die Miete nicht 
mehr zahlen. Durch das 
beschlossene zusätzliche 
Arbeitslosengeld wird im 
Mai der Anteil an Nicht-
zahlungen voraussicht-
lich auf ein Fünftel sinken. 
Aber es ist bestenfalls eine 
Verschnaufpause. Viele der 
Millionen abgebauter Jobs 
werden nicht so bald „zu-
rückkommen“. Massen-
arbeitslosigkeit, und zwar 
ohne soziale Absicherung, 
ist die Perspektive für Mil-
lionen. Und dann werden 
Unzählige aufhören müs-
sen, ihre Miete und ihre 
Hypotheken zu bezahlen, 

einfach weil sie keine ande-
re Option haben. Die Ver-
bindungen und Netzwerke, 
die Socialist Alternative in 
dieser Anfangsphase, qua-
si in der Zeit der Ruhe vor 
dem Sturm, aufgebaut hat, 
können dann diese Mas-
sennichtzahlungen organi-
sieren und politisieren. 

Socialist Alternative zeigt 
sehr konkret, dass ganz 
„normale Menschen“, sei es 
im Wohnhaus, in der Schu-
le oder am Arbeitsplatz, 
sich schnell organisieren 
können, um konkrete For-
derungen zu gewinnen. 
Wichtiger noch ist  eine de-
mokratische und zentrale 
Organisation, um diese lo-
kale Kämpfe auf nationale 
Ebene zu vereinigen und zu 
koordinieren. 

Viele sind schockiert von 
dem Tempo und der Tie-
fe der Krise und leben nun 
in Angst. Doch die tiefen 
Folgen der Krise, die al-
le, und insbesondere die 
Arbeiter*innenklasse und 
die Armen betrifft, wird 
dazu führen, dass Men-
schen sich wehren wol-
len und auch müssen. So-
cialist Alternative bereitet 
sich für diese kommenden 
Bewegungen und Kämp-
fe vor, um den Kampf gegen 
Horrormieten im Speziellen 
und den Kapitalismus als 
Ganzes zu führen.

Dana White und 
Nikolas Friedrich, 

www.socialistalternative.org

In den USA gärt es seit längerem: Nun kann die Mieten- 
frage zu Protesten und Massenkampagnen führen.

Can’t Pay, Won’t Pay: 
Mietstreiks in den USA
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Vor dem Hintergrund seit 
Jahrzehnten sinkender Le-
bensstandards und sozi-
aler Perspektivlosigkeit 
wurden Figuren wie Je-

remy Corbyn oder Bernie 
Sanders für Millionen zu 
Hoffnungsträger*innen. Ihr 
Scheitern zeigt nicht, dass 
ihre Programme „zu radi-
kal“ wären, sondern dass 
sie nicht weit genug ge-
hen. Ein Gesundheitssys-
tem für alle, Besteuerung 
von Superreichen, die Wie-
derverstaatlichung essen-
zieller Dienste - all diese 
Forderungen unterstützen 

Sozialist*innen. Die Haupt-
schwäche der Programme 
von Sanders und Corbyn ist 
aber, dabei stehen zu blei-
ben und den Kapitalismus 

sozial gestalten zu wollen. 
Darum appellieren sie an 
die Herrschenden, statt die 
Bewegungen, die sie ent-
fachten, im Kampf für die-
se Forderungen zu organi-
sieren. Gerade in der ka-
pitalistischen Krise wer-
den selbst die zaghaftesten 
Reformen von oben be-
kämpft. Die Sabotage von 
Corbyns Wahlkampf 2017 
durch die Labour-Führung 

oder die geschlossene Front 
der Demokraten gegen San-
ders zeigen das. Doch selbst 
wenn Reformist*innen 
Wahlen gewinnen, werden 
sie von den Kapitalist*innen 
(z.B. durch Abwanderung 
der Konzerne) zu einer Auf-
gabe ihres Programms ge-
zwungen, sofern sie Kon-
zerne nicht vergesellschaf-
ten und unter demokra-
tische Kontrolle stellen. 
Dies würde den Über-
gang zu einer sozialisti-
schen Gesellschaft bedeu-
ten. Dafür brauchen wir 
Massenbewegungen und 
Arbeiter*innenparteien, die 
genau dafür kämpfen. Für 
deren Aufbau gilt es nun die 
Hoffnung, die Corbyn und 
Sanders entfacht haben, zu 
nutzen.

Lukas Kastner

Das Scheitern des 
Reformismus

Demo für Gesundheit

Wer heute echte Verbesserungen 
erreichen will, muss bereit sein, 
mit dem System zu brechen.

2015 wurde Jeremy Corbyn 
zum Vorsitzenden der La-
bour Partei in Großbritan-
nien gewählt. Seine lin-
ken Forderungen, wie die 
nach der Verstaatlichung 
der Bahn und der öffentli-
chen Versorgungsbetrie-
be sowie nach dem En-
de der Kürzungspolitik 
trafen bei Arbeiter*innen 
und Jugendlichen einen 
Nerv. Tausende „Corby-
nistas“ traten in die Partei 
ein und drückten sie nach 
links. Das warf die Frage 
auf, ob Labour ein Sprach-
rohr für die Interessen der 
Arbeiter*innenklasse und 
Jugend werden könnte. 

Doch bei den Wahlen 2019 
erlitt Labour eine massive 
Niederlage. In den Medien 
wurde Corbyn vorgewor-
fen „zu weit links“ gewe-
sen zu sein. Doch war er „zu 
links“? Warum hat Labour 
die Wahlen wirklich verlo-
ren?

Während des Wahl-
kampfes führten die Medi-
en eine  Hetzkampagne ge-
gen Corbyn und diffamier-
ten ihn als Antisemiten. 
Gleichzeitig taten die „Blai-
rites“, der rechte Flügel von 
Labour, alles, um Corbyn 
zu sabotieren. Jüngste Be-
richte über interne Gesprä-
che der Parteiführung zwi-
schen 2015 und 2018 zeigen 
eine koordinierte Kampa-
gne, um Corbyn bei jedem 
seiner Schritte Steine in den 
Weg zu legen. 

Das war der Hauptfeh-
ler von Corbyn und der Be-

wegung um ihn herum: Es 
wäre notwendig gewesen, 
genauso entschlossen gegen 
die neoliberalen Blairites zu 
kämpfen wie gegen die To-
ries. Zugeständnisse an den 
rechten Flügel von Labour 
zu machen, hat nur die Un-
terstützung für Corbyns 
Programm geschmälert. 

Unter der aktuellen Füh-
rung von Keir Starmer ist 
Labour zurückgekehrt 
zu einer völlig unkriti-
schen Position gegenüber 
den Tories. Starmer ist 
selbst Millionär. Anstatt 
Boris Johnson und seine 
arbeiter*innenfeindliche 
Agenda zu bekämpfen, 
unterstützt Labour nun 
die Politik der Tories – ob-
wohl die katastrophale, 
profitorientierte Politik 
der Regierung zigtausen-
de Leben in der Coronak-
rise kostete. Nicht einmal 
wahltaktisch nützte La-
bour diese Anbiederung: 
Im Mai lagen die Tories bei 
allen Umfragen bei über 
50%, während Labour bei 
ca. 30% dahindümpelt – 
weniger, als Corbyn bei 
der letzten Wahl erreichte.

Corbyn hätte eine Bewe-
gung aufbauen müssen, die 
sich der Logik des Kapita-
lismus widersetzt, eine Be-
wegung, die nicht nur ge-
gen Kürzungen kämpft, 
sondern auch gegen ein 
System, das im Interes-
se der reichsten 1% geführt 
wird. 	

Brettros 

Labour nach 
Corbyn

Gemeinsam mit 17 ande-
ren Initiativen, darun-
ter Gewerkschaften, Kli-
magruppen und der 
Pfleger*innen-Organisa-
tion „La Santé en Lutte“ 
(„Gesundheit im Kampf“) 
mobilisiert die LSP/PSL 
(ISA in Belgien) für ei-
ne Großdemo im Septem-
ber, sobald die Ausgangs-
beschränkungen aufgeho-
ben sind. Auch ROSA, die 
sozialistisch-feministi-
sche Kampagne der PSL/
LSP, ist Teil des Bündnis-
ses. Die Demo richtet sich 

gegen die Kürzungspolitik 
der Regierung im Gesund-
heitsbereich und fordert 
mehr Personal und höhe-
re Löhne. Tausende haben 
sich bereits angekündigt. 
Bereits im Mai protestier-
ten Pflegekräfte gegen den 
Besuch der Premierminis-
terin in einem Kranken-
haus. Dem geplanten PR-
Gag der Regierung mach-
ten die Beschäftigten einen 
Strich durch die Rechnung, 
indem sie ihr kollektiv den 
Rücken zuwandten.

https://socialisme.be 

Als die Regierung trotz Co-
rona Präsidentschafts-
wahlen per Briefwahl 
ankündigte, gründeten 
Postmitarbeiter*innen ein 
Streikkomitee, an dem 
Alternatywa Socjalistycz-
na (ISA Polen) beteiligt ist. 
Das Komitee fordert die 
Verschiebung der Wah-
len auf einen sicheren Ter-
min, eine Lohnerhöhung 
für alle Mitarbeiter*innen 
und die temporäre Schlie-
ßung der Filialen während 
Corona.

socjalizmxxi.nazwa.pl

Nadia Whittome ist ei-
ne linke Labour-Ab-
geordnete im briti-
schen Parlament. Im 
Gegensatz zu anderen 
Pa rl a ment a r ier*i n nen 
behält sie nur einen 
Durchschnittslohn und 
spendet den Rest ih-
res Gehalts. Zu Beginn 
der Corona-Krise kehr-
te sie zu ihrem vorheri-
gen Job als Altenpflege-
rin bei der NGO Extra-
Care zurück. Dort kri-
tisierte sie den Mangel 
an Schutzausrüstung 

für Mitarbeiter*innen 
auf. Ihr Boss kündigte 
sie daraufhin. Während 
die Labour-Führung sie 
hängen lässt, kämpft 
Socialist Alternative 
(ISA in Britannien) für 
ihre Wiedereinstellung, 
sowie für ausreichende 
Schutzausrüstung und 
bessere Arbeitsbedin-
gungen für alle, die in 
diesem Sektor arbeiten, 
und für die Verstaatli-
chung des kompletten 
Gesundheitsbereichs.

www.socialistparty.net

UK: Linke gekündigtPolen 
Nachrichten aus der ISA (International Socialist Alternanive)
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Österreich nach 1945: 
Kein schöner Land...

Die „Auferstehung“ Ös-
terreichs nach 1945 wur-
de von Anfang an verklärt 
– die Darstellungen rei-
chen von der angeblichen 
Opferrolle Österreichs im 
Nationalsozialismus bis 

zur Legende vom gemein-
samen Aufbau. Insbeson-
dere jetzt, wo etablierte 
Parteien den „nationalen 
Schulterschluss“ fordern, 
um ihr System in der Krise 
aufrechtzuerhalten, ist der 
Nationalmythos von 1945ff 
wieder aktuell. Die Realität 
sah jedoch anders aus.

Österreich wurde 1945 
von außen und nicht aus 
eigener Kraft befreit. In der 
Moskauer Deklaration von 
1943 wurde bereits von Ös-
terreich als „erstem Opfer“ 
des Nationalsozialismus 
gesprochen. Das war der 
denkbar beste Rahmen für 
die geschlagene Bourgeoi-
sie in Österreich. 1946 hat 
das Außenministerium das 
„Rot-Weiß-Rot-Buch“ he-
rausgegeben, um die Op-
ferthese weiter zu unter-
mauern. 

Nach Ende des Krieges 
fürchtete das Kapital in 
den USA um die jetzt zer-
bombten Absatzmärkte in 

Europa und auch die poli-
tische Gefahr in Form der 
Sowjetunion – denn diese 
stellte eine, wenn auch ex-
trem entstellte, Systemal-
ternative dar. 1948-1952 
zahlten die USA im Rah-

men des Marshallplans 
Milliarden-Unterstützun-
gen an Österreich, um ih-
ren politischen Einfluss zu 
stärken und den der Sow-
jetunion einzudämmen. 
Die konsequente Entnazi-
fizierung wurde dem ka-
pitalistischen Wiederauf-
bau untergeordnet. Denn 
dieser funktionierte eben 
nur mit der Wiedereinbin-
dung (ehemaliger) Nazis 
– die USA holten sich da-
bei auch selbst viele Na-
zi-Wissenschaftler*innen. 
Nicht nur im „Verband 
der Unabhängigen“ (VdU 
– Vorgängerpartei der 
FPÖ) fanden sich ehema-
lige Nazis wieder. Auch al-
le anderen Parteien buhl-
ten um sie. Viele mach-
ten auch „unabhängig“ 
als Dozent*innen an Unis, 
Journalist*innen oder 
Unternehmer*innen Kar-
riere.

Die KPÖ leistete gegen all 
das nicht nur keinen nen-

nenswerten Widerstand 
mehr – die Einheit der ös-
terreichischen Nation war 
ihr politischer Dreh- und 
Angelpunkt. Schon im 
Kampf gegen den Faschis-
mus berief sich die KPÖ vor 

allem auf die österreichi-
sche Nation. Damit igno-
rierte sie die Klassennatur 
des Faschismus. Die KPÖ 
stellte die österreichische 
Nation über den Sturz des 
Kapitalismus. Die von der 
KPÖ zuvor pseudowissen-
schaftlich argumentierte 
„österreichische Identität“ 
entwickelte sich aber erst 
nach 1945 mit dem Wirt-
schaftsaufschwung und 
mit der politischen Stabili-
tät (ohne KPÖ in der Regie-
rung) – nämlich als ideolo-
gische Waffe, als durch die 
politische Konkurrenz der 
Sowjetunion für das öster-
reichische Kapital der An-
tikommunismus zum zen-
tralen Bestandteil der neu-
en propagierten österrei-
chischen Identität wurde.

Frauen leisteten einen 
großen Teil der Arbeit nach 
1945, sowohl in den Fabri-
ken wie auch in den Haus-
halten. Mit der Rückkehr 
der Männer wurden die 

Frauen jedoch zunehmend 
aus dem Erwerbsleben ge-
drängt und an Heim und 
Herd gekettet. Der Mythos 
der „Trümmerfrauen“ ent-
stand erst später und kehr-
te diesen Rückschritt unter 
den Tisch.

Das Wirtschaftswachs-
tum fand auf dem Rücken 
der Arbeiter*innenklasse 
statt – der ÖGB wur-
de nicht als kämpferische 
Gewerkschaft gegründet, 
sondern als staatstragen-
der Verhandlungspart-
ner der noch schwachen 
Kapitalist*innenklasse. 
Der ÖGB entstand 1945 
überparteilich (SPÖ, ÖVP, 
KPÖ) und erst nach drei 
Jahren, wo die politi-
sche Ausrichtung und die 
Strukturen schon fest-
standen, wurde 1948 der 
erste Kongress abgehalten; 
die „normalen“ Mitglieder 
konnten keinen Einfluss 
auf die Gestaltung nehmen. 
Im selben Jahr streikten 
die Schuharbeiter*innen 
und gründeten unabhän-
gige Streikkomitees. Ih-
re Forderungen nach Ver-
besserungen hinterging 
die ÖGB-Führung in ei-
nem Hinterzimmer-Kom-
promiss mit den Bossen, 
und ihre Forderung nach 
gewerkschaftlicher De-
mokratie wurde gleich 
ganz ignoriert. So festig-

te die ÖGB-Bürokratie ih-
re Machtbasis und den ins-
titutionellen Klassenkom-
promiss der Sozialpartner-
schaft auf dem Rücken der 
Arbeiter*innen. 

1950 wollte eine Regie-
rungskoalition aus SPÖ 
und ÖVP, unterstützt von 
Unternehmen, Medien 
und  Gewerkschaftsfüh-
rung durch das 4. Lohn-
Preis-Abkommen mas-
sive Preissteigerungen 
(u.a. Mehl +64%, Zucker 
+34%, Brot +26%) durch-
setzen. Sowohl die unde-
mokratische Form – ge-
heime Verhandlungen der 
Sozialpartner – als auch 
der unsoziale Inhalt die-
ser Maßnahmen führten 
zu Widerstand und der 
größten Streikwelle in der 
Geschichte der 2. Repub-
lik. Um die Streikwelle zu 
unterdrücken, wurde der 
Mythos eines Putsches der 
KPÖ erfunden – die KPÖ 
wurde somit zum Opfer 
der von ihr propagierten 
„österreichischen Identi-
tät“. Die letztlich verlore-
nen Oktoberstreiks waren 
der Höhe- und Endpunkt 
des Widerstands gegen die 
Vorboten des Kalten Krie-
ges: Kapitalistische Res-
tauration, Westintegration 
Österreichs, Rechtsruck 
der SPÖ und Reintegration 
der Faschist*innen. 

Stefan Brandl

Kapitalistischer Wiederaufbau und „Burgfrieden“ statt 
konsequentem Antifaschismus und Systemwechsel.
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1 Corona verdeut-
licht, wer wirk-
lich die Leistungs-

träger*innen sind. Be-
rufsgruppen, bei denen 
vorher ständig gespart 
wurde, bzw. die als zu 
großer Kostenfaktor be-
trachtet wurden, sind 
auf einmal sogar offiziell 

systemrelevant. Wichti-
ge Arbeit haben sie oh-
nehin schon immer ge-
macht.

2 S i c h e rh e it s vor-
kehrungen und 
Maßnahmen ka-

men in den meisten Be-
trieben verspätet. An-
statt zuerst mit Beleg-
schaft und Betriebsrat 
zu beratschlagen, was 
zu tun ist und erst dann 
weiterzuarbeiten, hink-

ten die Maßnahmen den 
Ereignissen hinterher, 
um den Betrieb mög-
lichst lange aufrecht zu 
erhalten. Weltweit (auch 
in Österreich) mussten 
die Beschäftigten sich die 
nötigen Vorsichtsmaß-
nahmen sogar erkämp-
fen.

3 Kapita l ist*i n nen 
leisten sich ei-
ne große Zahl an 

Handlangern, die die Be-
schäftigten unter Kon-
trolle halten und diese 
spalten sollen. Diese Ver-
schwendung an Arbeits-
kraft bietet enormes Po-
tential für eine Arbeits-
zeitverkürzung.

4 Auf Schutz vor 
Verletzungen wird 
durchaus ein Au-

genmerk gelegt. Aber 
nicht aus Sorge um die Be-
schäftigten, sondern zur 
Vermeidung von Kran-
kenständen. Umgekehrt 
werden langfristige ge-
sundheitliche Proble-
me und körperlicher Ver-
schleiß durch problemati-
sche Arbeitsbedingungen 
und Überarbeitung sehr 
wohl in Kauf genommen.

5 Umwelt- und Kli-
maschutz schei-
tern nicht an der 

menschlichen Vernunft, 
sondern am Kostenfaktor, 
den keinE Kapitalist*in 
freiwillig zahlt - außer es 
lässt sich fürs Image gut 
vermarkten. Umgekehrt 
kommen Verbesserungen 
für Sicherheit, Effizienz 
und Nachhaltigkeit häufig 
aus der Belegschaft – die 
weiß nämlich nicht nur 
was sie braucht, sondern 
auch, wie es geht!

Thomas Hauer

Fünf Gründe, warum...

...wir weder Chefs noch 
Manager*innen brauchen.

FF Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
FF Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
FF Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
FF Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

FF Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
FF Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
FF Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
FF Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
FF Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.

Sozialistische LinksPartei  Wofür wir stehen

... begann der Korea-Krieg. Eine zentrale Rolle spielte da-
bei die UNO – fernab davon, eine Kraft für den Frie-
den zu sein, war sie das Organisationszentrum des Im-
perialismus, vor allem des US-amerikanischen. Dieser 
wollte sein Marionettenregime im Süden nutzen, um 
das ganze Land einzunehmen. Die UNO unterstütz-
te ihn dabei. Das UNO-Oberkommando hatte übrigens 
der verrückte General McArthur, der 34 Atombomben 
abwerfen wollte. Auch ohne Abwurf kam es zu ca. 4,5 
Millionen Toten - mehr als die Hälfte davon in Nordko-
rea. Auf den Trümmern, die der imperialistische Krieg 
zurückließ, konsolidierte sich in der Folge Kim Il Sungs 
stalinistische Diktatur. 

Vor 70 Jahren...
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Lange daheim zu bleiben 
belastet, vor allem wenn 
man ungeoutet ist oder die 
Eltern die sexuelle Orien-

tierung/geschlechtliche 
Identität ablehnen. Jede*r 
sechste queere Jugend-
liche berichtet von Be-
schimpfungen in der Fa-
milie. Viele werden von 
Familienmitgliedern phy-

sisch angegriffen. Tref-
fen mit unterstützenden 
Freund*innen oder Be-
ratungs-Gruppen sind 

durch Corona massiv er-
schwert worden. Queere 
Personen sind überdurch-
schnittlich von Armut und 
Arbeitslosigkeit betrof-
fen. Auch Geschlechts-
umwandlungen wurden 

ausgesetzt, was viele hart 
trifft.

Wir fordern:
Beratungsstellen und 

Notfallnummern ausbau-
en! Alle Geschlechtsum-
wandlungen und Therapi-
en weiterführen!

Leerstehenden Wohn-
raum für alle Bedürftigen 
bereitstellen!

Unbegrenztes Arbeits-
losengeld in voller Höhe 
des letzten Bezugs!

Auch wenn es dieses 
Jahr im Pride-Monat Ju-
ni keine großen Paraden 
gibt: Die SLP wird auch 
heuer, mit allen notwen-
digen Schutzmaßnah-
men, zusammen mit der 
L G B T Q I A+- C o m mu n i-
ty Aktionen organisie-
ren und gegen Unterdrü-
ckung und Kapitalismus 
demonstrieren!

Christian Melt

Die Krise bringt uns 
nicht zum Schweigen!

Die Corona-Krise trifft die LGBTQIA+-Community 
besonders hart.

Termin
SLP-

Sommer-
camp!

23.-30.8.
Turnersee/Kärnten

Coronasicher 
entspannen 

und diskutieren!
Anmeldung unter: 

till@slp.at

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Dienstag, 1900 Uhr  
im ‘Culture Exchange’ 
Grazbachgasse 47

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
in der ‘Alten Welt’  
Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeden 2. Donnerstag,  
(Genaue Termine findest du auf 
der SLP-Website)

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
in der  
‘Zypresse’ 
7; Westbahnstraße  35a 
(Nähe Urban Loritz-Platz)

SLP Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Treffpunkte


